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2015 hat der „Sachverständigenrat deutscher Stiftungen“
eine Übersicht zur Altersstruktur der Kinder, Jugendlichen
und jungen Erwachsenen veröffentlicht, für die von 2005
bis 2014 Asylanträge gestellt wurden. Am stärksten be-
setzt war die Altersgruppe der 18- bis 25-Jährigen, also
von jungen Flüchtlingen1 in einem Alter, in dem junge
Erwachsene in Deutschland ihre berufliche Qualifizierung
absolvieren. Seit 2005 sind jeweils um die 60 % aller
Schutzsuchenden Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene (Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 2015, S. 2,
Abb. 1). Für diese Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen sind Bildung und berufliche Qualifizierung
eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen ihrer Inte-
gration in Deutschland.

Für die berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen kon-
statiert der Arbeitsmarktexperte Holger Bonin gravierende
Versäumnisse in der Vergangenheit: „Bisher gibt es kaum
Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen für
Flüchtlinge. … Der Großteil von ihnen erzielt bis heute
nur ein niedriges Einkommen. Derzeit sind 25 Prozent
der Menschen, die als Flüchtlinge nach Deutschland ge-
kommen sind, im Gastgewerbe beschäftigt und verdienen
dort Niedriglohn“ (Bertelsmann Stiftung 2016, S. 2).

Es ist nicht einfach, sich zur Frage der Qualifizierung von
Flüchtlingen einen Überblick zu verschaffen. Ein Grund
dafür liegt in der Vielfalt von Zuständigkeiten für Bil-
dungsgänge und Fördermaßnahmen. Bildungs-, Ausbil-
dungs- und Maßnahmenstatistiken des Bundes, der Län-
der und der Bundesagentur für Arbeit erfassen in ihren
jeweiligen Zuständigkeitsbereichen nicht den Flüchtlings-
status von Teilnehmenden, es sei denn, Bildungsgänge
oder Maßnahmen wurden explizit oder ausschließlich für
Flüchtlinge eingerichtet. Insofern sind Aussagen darüber,
mit welchen absoluten Zahlen oder Anteilen Flüchtlings-
kinder und -jugendliche in Bildungsgängen oder Förder-
maßnahmen vertreten sind, bislang nicht möglich.

Weitere Zuständigkeiten kommen hinzu bei der außer-
schulischen Sprachförderung: Zuständig für die Integra-
tionskurse ist das Bundesamt für Migration und Flücht-
ling (BAMF). Mitverantwortlich ist das BAMF auch für
das Programm zur Berufsbezogenen Deutschförderung für
Menschen mit Migrationshintergrund. Im Oktober 2015
hat die Bundesagentur für Arbeit Einstiegskurse für Asyl-
bewerberinnen und -bewerber gestartet. Darüber hinaus
engagieren sich in der Sprachförderung auf der kommu-
nalen Ebene sowohl Volkshochschulen als auch eine Viel-
zahl von ehrenamtlichen Initiativen.

Schließlich sind – gerade angesichts der hier skizzierten
Unübersichtlichkeit – die mit der Beratung und Vermitt-

lung von Flüchtlingen befassten Akteure wichtig. Da sind
einmal die Arbeitsagenturen und die Jobcenter zu nennen
(für Berufsberatung und Arbeitsvermittlung). Daneben
wurde im Rahmen von Bundesmodellprogrammen eine
große Vielfalt von Beratungs- und Vernetzungsstellen
eingerichtet, die z. T. explizit Aufgaben der Beratung von
Flüchtlingen erfüllen bzw. erfüllt haben (so z. B. die Blei-
berechtsnetzwerke). Schließlich haben viele Kommunen,
auch hier oft mit Förderung aus Bundesprogrammen,
Bildungsberatungsstellen mit spezifischen Beratungs-
angeboten für die Zielgruppe Flüchtlinge eingerichtet.

Durch die Vielfalt von Akteuren und Aktivitäten ist einer-
seits eine hoch differenzierte Anbieter- und Angebots-
struktur entstanden, durch die eigentlich alle Bedarfe
abgedeckt werden könnten. Andererseits ist eine uner-
wünschte Nebenwirkung der Vielfalt, dass mangels Koor-
dination Angebotslücken und Sackgassen entstanden sind
und Verantwortlichkeiten unklar wurden. Mit der Vielfalt
geht eine Unübersichtlichkeit einher, die es Verantwort-
lichen in Politik, Verwaltung und Verbänden erschwert,
Handlungsbedarf zu erkennen, gute Konzepte zu identifi-
zieren und Aktivitäten zu koordinieren. Die Unübersicht-
lichkeit erschwert die Arbeit von Fachkräften, die junge
Flüchtlinge und ihre Familien auf dem Weg in und durch
die berufliche Qualifizierung beraten und begleiten. Und
schließlich stellt die Unübersichtlichkeit eine gravierende
Hürde für die Betroffenen selbst dar.

Wir wollen versuchen, die Übersichtlichkeit zu verbes-
sern. Mit diesem Ziel werden wir in dieser Broschüre:

den Ablauf des Asylverfahrens und seine rechtlichen
Folgen skizzieren,
einen Überblick über Schulpflichtregelungen geben,
die Verfahren zur Anerkennung ausländischer
Abschlüsse beschreiben,
die Beratungs- und Vermittlungsangebote für
Flüchtlinge darstellen,
die Struktur der außerschulischen Sprachförderung
beschreiben,
die Zugangsvoraussetzungen zu Angeboten der
Ausbildungsförderung skizzieren
und einen Überblick über berufsschulische und
betriebliche Qualifizierungsmöglichkeiten geben.

Bei den rechtlichen Rahmenbedingungen und den Ange-
boten der beruflichen Qualifizierung von jungen Flücht-
lingen ist aktuell viel in Bewegung. Wir haben darum ver-
sucht, nicht nur derzeitige Praxis zu beschreiben, sondern
auch geplante Veränderungen zu benennen. Diese Bro-
schüre soll einen Einstieg in den Gegenstand erleichtern.
Die Literaturhinweise im Anhang ermöglichen vertiefte
Zugänge ins Thema.

1 Mit dem Begriff Flüchtlinge werden hier schutzsuchende Menschen bezeichnet, die von außerhalb der EU nach Deutschland zuwandern,
ohne über Rechtstitel als Arbeitsimmigranten oder Besucher zu verfügen. Es wird dabei erst einmal nicht unterschieden, ob sie bereits einen
Asylantrag gestellt haben, ob sie im Asylverfahren als asylberechtigt anerkannt wurden, ob ihnen ein Flüchtlingsstatus zuerkannt wurde, ob
sie geduldet werden, ob sie unter ein Abschiebeverbot fallen oder ob entschieden wurde, dass sie abgeschoben werden sollen. Solche Diffe-
renzierungen vorzunehmen, wird allerdings im weiteren Verlauf dieses Papiers notwendig sein.
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Das Asylverfahren
und seine Rechtsfolgen

1

Die Verfahrensregeln für Asylsuchende sehen vor, dass sie
sich nach ihrer Ankunft in Deutschland in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung melden und dort zum Zweck der Erst-
verteilung von Asylbegehrenden (EASY) registriert und
dann nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Aufnah-
meeinrichtungen der Länder weiterverteilt werden. Nach
der Registrierung erhalten die Asylsuchenden eine Be-
scheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BüMA),
die bis zur Stellung des Asylantrages ihr Aufenthaltstitel
ist. Die BüMA hat insofern eine hohe praktische Rele-
vanz, als die Asylsuchenden den eigentlichen Asylantrag
in vielen Fällen erst nach einer längeren Wartezeit stellen
können. Zukünftig soll bei der Erstregistrierung ein An-
kunftsnachweis ausgestellt werden. Ab diesem Zeitpunkt,
also nicht erst nach Stellung des Asylantrags, wird dann
eine Aufenthaltsgestattung erteilt (Koalitionsausschuss
2016, S. 2).

Der Asylantrag muss persönlich in Deutschland gestellt
werden. Der Antrag schließt den/die begleitende/n Ehe-
partner/in und anwesende minderjährige Kinder ein. Für
die Dauer des Asylverfahrens wird den Asylbewerberin-
nen und -bewerbern der Aufenthalt in Deutschland „ge-
stattet“ (Aufenthaltsgestattung). Der Termin der Antrag-
stellung wird vom Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) in Absprache mit der Aufnahmeeinrichtung

bestimmt. „Der Asylbewerber wird über seine Rechte und
Pflichten im Asylverfahren belehrt“ und es wird ein Ter-
min für eine persönliche Anhörung festgelegt. Der soll
zeitnah zur Antragsstellung sein, kann sich aber wegen
hoher Antragszahlen um mehrere Wochen verzögern
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2014, S. 16).

In der Anhörung muss „… der Ausländer selbst … die
Tatsachen vortragen, die seine Furcht vor Verfolgung oder
die Gefahr eines ihm drohenden ernsthaften Schadens
begründen und die erforderlichen Angaben machen. …
Er muss auch alle sonstigen Tatsachen und Umstände an-
geben, die einer Abschiebung oder einer Abschiebung in
einen bestimmten Staat entgegenstehen …“ (ebd., S. 17).

Für die Entscheidung „maßgeblich ist das individuelle
Einzelschicksal. … Die Entscheidung wird begründet und
den Beteiligten mit einer Rechtsbehelfsbelehrung sowie
einer Übersetzung des Tenors der Entscheidung zuge-
stellt“. Wird der Asylantrag abgelehnt, ist auch eine Ent-
scheidung darüber zu treffen, ob wegen Gefahren im Her-
kunftsland ein Abschiebeverbot besteht (ebd., S. 17–18).

Grundsätzlich bestehen die folgenden Entscheidungs-
möglichkeiten (ebd., S. 18):
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Anerkennung als Asylberechtigter
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach der
Genfer Flüchtlingskonvention
Zuerkennung von subsidiärem Schutz
Feststellung eines Abschiebungsverbots wegen
Gefahren im Herkunftsland
Ablehnung des Asylantrages als unbegründet oder
offensichtlich unbegründet
Unzulässigkeit des Antrags, weil ein anderer
EU-Mitgliedsstaat zuständig ist

Eine Asylberechtigung wird anerkannt, wenn der „… An-
tragsteller aus politischen Gründen in seinem Herkunfts-
land verfolgt (wurde) … und nicht über einen ‚sicheren
Drittstaat‘ eingereist“ (Mitgliedsstaaten EU plus Norwe-
gen und Schweiz) ist.

Nach § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII sind Jugendäm-
ter verpflichtet, Kinder und Jugendliche in ihre Obhut zu
nehmen, wenn sie unbegleitet nach Deutschland kommen
und sich weder Personensorge- noch Erziehungsberech-
tigte im Inland aufhalten (Müller 2014, S. 33). Mit der
Inobhutnahme geht die Verpflichtung einher, die Aus-
gangssituation der Jugendlichen zu klären (Clearing) und
ein Hilfeplanverfahren einzuleiten, in dem der individu-
elle Hilfebedarf geklärt und ein Hilfeplan erstellt wird.
Eine Voraussetzung für dieses Verfahren ist die Feststel-
lung der Minderjährigkeit der Jugendlichen (ebd., S. 34).
Zur Bestimmung des Alters werden zum Teil grobe Schät-
zungen vorgenommen. Der Einsatz medizinischer Verfah-
ren zur Bestimmung des Alters ist umstritten, wird aber
dennoch auch praktiziert (Parusel 2015, S. 36).

Nach dem „Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung,
Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder und
Jugendlicher“ vom 28. Oktober 2015 hat die erste Inob-
hutnahme einen vorläufigen Charakter. Um der hohen
Belastung einzelner Jugendämter durch große Fallzahlen
zu begegnen, wurde ein Verfahren zur gleichmäßigeren
Verteilung der Jugendlichen auf alle Jugendämter eta-
bliert. Darüber hinaus wurde die Altersgrenze, ab der un-
begleitete Minderjährige in asyl- und ausländerrechtlichen
Verfahren allein Verfahrenshandlungen vornehmen kön-
nen, von zuvor 16 Jahren auf die Vollendung des 18.
Lebensjahres angehoben, „um auch für die über 16-jähri-
gen Minderjährigen den Vorrang des Kinder- und Jugend-
hilferechts zu betonen“ (Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend 2015, S. 2).

Kritik gibt es hinsichtlich der fehlenden Möglichkeiten
einer Partizipation der betroffenen Jugendlichen an der

Flüchtlingseigenschaft wird festgestellt: „…wenn dem
Antragsteller im Herkunftsland Verfolgung aufgrund sei-
ner ethnischen, religiösen oder nationalen Zugehörigkeit,
aufgrund der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe
oder aufgrund seiner politischen Überzeugungen droht“
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Nationale
Kontaktstelle des EMN 2016, S. 10).

Subsidiärer Schutz wird zuerkannt: „… wenn dem Antrag-
steller im Herkunftsland die Todesstrafe, die Gefahr von
Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Bestrafung droht. Ebenso genießt subsidiären
Schutz, wessen Leben oder Unversehrtheit aufgrund will-
kürlicher Gewalt im Rahmen eines bewaffneten Konflikts
bedroht ist“ (ebd.).

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

1 Das Asylverfahren und seine Rechtsfolgen

Entscheidung über den Ort ihres Aufenthaltes in Deutsch-
land: Es sei nicht sichergestellt, dass Bedürfnisse, Wün-
sche und Anliegen der Jugendlichen bei der Zuweisung
des Ortes (Verwandte, Bekannte, Bildungs- und Therapie-
möglichkeiten) angemessen berücksichtigt würden. Gera-
de bei unbegleiteten Minderjährigen sei das Vorhanden-
sein von Verwandten im Zielland eine wichtige Vorausset-
zung dafür, sich nach Deutschland auf den Weg zu ma-
chen: „Die unbegleiteten Minderjährigen haben alle einen
Anlaufpunkt. Die machen sich nicht (alleine auf) oder
werden auch nicht ins Leere geschickt. Das macht man
nicht. Die, die von der Familie geschickt werden, haben
mit Sicherheit einen Anlaufpunkt (…). Die, die sich
alleine aufmachen, haben irgendwo irgendeinen Onkel
oder irgendeinen aus dem Dorf, wo sie wissen, der ist in
Deutschland gelandet, und wo sie meinen, den finden sie
schon, wenn sie da sind (…)“ (Scholz 2013, S. 103).

Das Erreichen der Volljährigkeit ist in mehrfacher Hin-
sicht für unbegleitete, minderjährig nach Deutschland
gekommene Flüchtlinge ein kritisches Ereignis: Mit
Eintritt der Volljährigkeit entfällt erstens ein zentrales
Abschiebehindernis: Eine Abschiebung Minderjähriger
ist nur möglich, wenn die Jugendlichen in ihrem Heimat-
land ihrer Familie, einem Vormund oder einer geeigneten
Einrichtung „konkret“ übergeben werden können (Noske
2015, S. 12). Zweitens nutzen Jugendämter in sehr unter-
schiedlichem Maße die gesetzlich gegebene Möglichkeit,
Hilfen zur Erziehung auch über die Volljährigkeitsgrenze
hinaus zu leisten. Eine Folge ist, dass für einen Teil der
Jugendlichen die Schwierigkeiten des Übergangs in Aus-
bildung oder andere berufliche Fördermaßnahmen mit
dem Ende der Unterstützung durch das Jugendamt zu-
sammentreffen (ebd., S. 16–18).
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Ein Abschiebungsverbot wird festgestellt, „… wenn die
Abschiebung gegen die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK) verstoßen würde oder wenn dem
Ausländer im Zielstaat der Abschiebung eine konkrete
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit droht“ (ebd.).

Bei der Anerkennung als Asylberechtigte/r bzw. der Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft wird von der zustän-
digen Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaubnis von
dreijähriger Dauer ausgestellt. Nach drei Jahren wird eine
unbefristete Niederlassungserlaubnis ausgestellt, wenn
das BAMF der Ausländerbehörde mitgeteilt hat, dass die
gesetzlich vorgeschriebene Widerrufsprüfung zu keinem
Widerruf der Anerkennung führte. Anerkannte Asylberech-
tigte und Flüchtlinge haben Anspruch auf Teilnahme an
einem Integrationskurs und uneingeschränkten Zugang
zum Arbeitsmarkt.

Personen, die als subsidiär schutzbedürftig anerkannt wer-
den, erhalten von der Ausländerbehörde eine Aufenthalts-
erlaubnis für ein Jahr, die anschließend um jeweils zwei
Jahre verlängert werden kann. Nach sieben Jahren kann
eine unbefristete Niederlassungserlaubnis erteilt werden,
wenn der Lebensunterhalt gesichert ist und die deutschen
Sprachkenntnisse ausreichend sind. Subsidiär Geschützte
haben Anspruch auf Teilnahme an einem Integrationskurs
und uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. „Der
subsidiäre Schutzstatus ist zu widerrufen, wenn die Zu-
erkennungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen“ (Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 2014, S. 45).

Wird ein Abschiebungsverbot festgestellt, so dürfen die
Asylbewerber/innen nicht in das betreffende Land abge-
schoben werden. Es soll eine einjährige Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden, es sei denn, die Ausreise in ein
anderes Land ist möglich und zumutbar. Die Aufenthalts-
erlaubnis kann wiederholt verlängert werden. Für den
Erhalt der Niederlassungserlaubnis und den Zugang zu
Integrationskursen und zum Arbeitsmarkt gelten die für
die subsidiär Geschützten genannten Bedingungen.

Wird keine der genannten Schutzvarianten gewährt, der
Asylantrag also abgelehnt oder für unzulässig erklärt,
dann erlässt das BAMF gemeinsam mit der Entscheidung
über den Asylantrag eine Ausreiseaufforderung. Wird der
Antrag als (einfach) unbegründet abgelehnt, so beträgt die
Ausreisefrist 30 Tage. Wird der Antrag als offensichtlich
unbegründet abgelehnt, beträgt die Frist eine Woche.
Der „Vollzug der Abschiebungsandrohung“ fällt nicht
mehr in die Zuständigkeit des BAMF. Zuständig sind die
Länder (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2014,
S. 44–46).

Tatsächlich ist eine Abschiebung innerhalb der genannten
kurzen Fristen nach Entscheidung des Asylantrags bisher
die Ausnahme. In vielen Fällen wird von den Ausländer-
behörden die Abschiebungsandrohung ausgesetzt und eine
„Duldung … erteilt, wenn die Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen nicht möglich ist“ (Bundes-
agentur für Arbeit, Agentur für Arbeit Osnabrück 2015,
S. 4). Die Duldung kann wiederholt verlängert werden.
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Übersicht 1: Kriterien und aufenthaltsrechtliche Folgen des Asylverfahrens

1 Das Asylverfahren und seine Rechtsfolgen

Art der Anerkennung
bzw. Nichtanerkennung

Asylberechtigung

Flüchtlingseigenschaft

Subsidiärer Schutz

Abschiebungsverbot

Ablehnung des Asylantrages
als „unbegründet“ oder
„offensichtlich unbegründet“

Kriterium

Eine Asylberechtigung wird anerkannt,
wenn der/die Antragsteller/in „aus poli-
tischen Gründen in seinem Herkunfts-
land verfolgt (wurde) … und nicht über
einen ‚sicheren Drittstaat’ eingereist“
(Mitgliedsstaat EU plus Norwegen und
Schweiz) ist.

Flüchtlingseigenschaft wird festgestellt,
wenn dem/der Antragsteller/in im Her-
kunftsland Verfolgung aufgrund seiner
ethnischen, religiösen oder nationalen
Zugehörigkeit, aufgrund der Zugehörig-
keit zu einer sozialen Gruppe oder auf-
grund seiner politischen Überzeugun-
gen droht.

Subsidiärer Schutz wird zuerkannt, wenn
dem/der Antragsteller/in im Herkunfts-
land die Todesstrafe, die Gefahr von
Folter oder unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Bestrafung
droht. Ebenso genießt subsidiären
Schutz, „wessen Leben oder Unversehrt-
heit aufgrund willkürlicher Gewalt im
Rahmen eines bewaffneten Konflikts
bedroht ist“.

Ein Abschiebungsverbot wird festge-
stellt, wenn die Abschiebung gegen die
Europäische Menschenrechtskonvention
verstoßen würde oder wenn dem/der
Ausländer/in im Zielstaat der Abschie-
bung eine konkrete Gefahr für Leib,
Leben oder Freiheit droht.

Keines der oben genannten Schutzkri-
terien liegt vor. Der/die Antragsteller/in
kommt aus einem „sicheren Herkunfts-
staat“.

Aufenthaltsrechtliche Konsequenzen

Bei der Anerkennung als Asylberechtigte/r
wird von der zuständigen Ausländerbehör-
de eine Aufenthaltserlaubnis von dreijähri-
ger Dauer ausgestellt. Nach drei Jahren wird
eine unbefristete Niederlassungserlaubnis
ausgestellt, wenn das BAMF der Ausländer-
behörde mitgeteilt hat, dass die gesetzlich
vorgeschriebene Widerrufsprüfung zu
keinem Widerruf der Anerkennung führte.

Bei Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft
wird von der zuständigen Ausländerbehör-
de eine Aufenthaltserlaubnis von dreijähri-
ger Dauer ausgestellt. Nach drei Jahren wird
eine unbefristete Niederlassungserlaubnis
ausgestellt, wenn das BAMF der Ausländer-
behörde mitgeteilt hat, dass die gesetzlich
vorgeschriebene Widerrufsprüfung zu
keinem Widerruf der Anerkennung führte.

Personen, die als subsidiär Schutzbedürftige
anerkannt werden, erhalten von der Aus-
länderbehörde eine Aufenthaltserlaubnis
für ein Jahr, die anschließend um jeweils
zwei Jahre verlängert werden kann. Nach
sieben Jahren kann eine unbefristete
Niederlassungserlaubnis erteilt werden,
wenn der Lebensunterhalt gesichert ist
und die deutschen Sprachkenntnisse aus-
reichend sind.

Asylbewerber/innen mit Abschiebungs-
verbot dürfen nicht in das betreffende Land
abgeschoben werden. Es soll eine einjährige
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, es sei
denn, die Ausreise in ein anderes Land ist
möglich und zumutbar. Die Aufenthaltser-
laubnis kann wiederholt verlängert werden.
Nach sieben Jahren kann eine unbefristete
Niederlassungserlaubnis erteilt werden,
wenn der Lebensunterhalt gesichert ist
und die deutschen Sprachkenntnisse aus-
reichend sind.

Das BAMF erlässt gemeinsam mit der Ent-
scheidung über den Asylantrag eine Aus-
reiseaufforderung. Die Ausreisefrist beträgt
30 Tage („unbegründet“) bzw. eine Woche
(„offensichtlich unbegründet“). Wenn eine
Abschiebung nicht möglich ist, wird eine
befristete Duldung erteilt.
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Nach Art. 14 der „EU-Aufnahmerichtlinie“ vom Juni
2013 sind die EU-Mitgliedsstaaten verpflichtet, minder-
jährigen Kindern von Asylantragsstellern und minderjäh-
rigen Antragsstellern in ähnlicher Weise wie den eigenen
Staatsangehörigen den Zugang zum Bildungssystem zu
öffnen: „Der Zugang zum Bildungssystem darf nicht um
mehr als drei Monate, nachdem ein Antrag auf interna-
tionalen Schutz (…) gestellt wurde, verzögert werden“
(Europäische Union 2013).

Tatsächlich sind schutzsuchende Kinder und Jugendliche
in allen Bundesländern schulpflichtig. Unterschiede
zwischen den Ländern gibt es im Hinblick auf den Zeit-
punkt, zu dem die Schulpflicht beginnt: In Berlin, Bre-
men, Hamburg, dem Saarland, Sachsen und Schleswig-
Holstein setzt die Schulpflicht mit Beginn des Aufent-
halts im betreffenden Bundesland ein. In Bayern und
Thüringen gibt es Wartefristen von drei und in Baden-
Württemberg eine Wartefrist von sechs Monaten nach
der Ankunft in Deutschland. In Brandenburg und Nieder-
sachsen beginnt die Schulpflicht mit Verlassen der Erst-
aufnahmeeinrichtung. In Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sach-
sen-Anhalt beginnt die Schulpflicht mit der Zuweisung
der Asylbewerber/innen zu einer Kommune (Massumi
u. a. 2015, S. 38–39, Tabelle 6).

Schulpflicht2

Deutlich unübersichtlicher ist die Lage bei der Berufs-
schulpflicht. In allen Ländern gilt für Jugendliche, die
eine Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz (BbiG)
absolvieren, für die Dauer der Ausbildung die Pflicht
zum Besuch einer Teilzeitberufsschule. Dagegen variieren
die Regelungen zur Berufsschulpflicht von Jugendlichen,
die sich nicht in einer Ausbildung nach dem Berufsbil-
dungsgesetz befinden, zwischen den Ländern: Generell
besteht die Möglichkeit, die Berufsschulpflicht in einem
Vollzeitschuljahr abzuleisten. Fast alle Bundesländer ha-
ben an beruflichen Schulen spezielle berufsvorbereitende
Bildungsgänge von ein- oder zweijähriger Dauer für be-
rufsschulpflichtige junge Flüchtlinge eingerichtet. In fast
allen Ländern endet die Berufsschulpflicht (und damit
die Möglichkeit zur Teilnahme an diesen Bildungsgän-
gen) mit dem Erreichen der Volljährigkeit (Vollendung
des 18. Lebensjahres). Weil diese Altersgrenze den jungen
Erwachsenen, die als 18- bis 25-Jährige nach Deutschland
kommen, den Zugang zur Berufsschule versperrt, haben
mehrere Länder Regelungen getroffen, die die Teilnahme
an den berufsvorbereitenden Bildungsgängen über die
Volljährigkeitsgrenze hinaus ermöglichen (vgl. Kapitel 6).
Unklar ist, in welchem Umfang junge Flüchtlinge von der
Berufsschulpflicht befreit werden, weil Plätze in auf ihre
Bedürfnisse zugeschnittenen Bildungsgängen fehlen. In
Bayern beispielsweise, so eine Schätzung für den Oktober
2015, konnte aufgrund der steigenden Flüchtlingszahlen
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lediglich ca. ein Drittel der betroffenen Jugendlichen in
diesen Bildungsgängen unterrichtet werden (Anderson
2016, S. 34).

Insbesondere in Flächenländern ist es schwierig, ein voll-
ständiges Unterrichtsangebot in der Nähe der zentralen
Aufnahmeneinrichtungen zu organisieren, in denen die
Asylbewerber/innen nach dem Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz von 2015 für sechs Monate untergebracht
werden sollen. Damit dürfte die von der EU vorgegebene
Drei-Monatsfrist, nach der ein Zugang zum Bildungs-
system gewährt sein muss, in vielen Fällen überschritten
werden. Noch problematischer dürfte sich die Situation
von Kindern und Jugendlichen aus „sicheren Herkunfts-
staaten“ darstellen, die für die gesamte Dauer des Asyl-
verfahrens in einer – zum Teil spezifisch für diese Popu-
lation eingerichteten zentralen – Erstaufnahmeeinrichtung
untergebracht sind.

In einer Expertise für die Friedrich-Ebert-Stiftung heißt
es zu den Lebensbedingungen in Aufnahmeeinrichtungen
und Gemeinschaftsunterkünften: „In der Regel zeichnet
sich die Situation in Aufnahme- und Gemeinschafts-
unterkünften dadurch aus, dass Menschen auf engstem
Raum zwangsweise zusammen leben: Auseinandersetzun-
gen um Koch-, Reinigungs-, Wasch- und Trockengelegen-
heiten sind dadurch vorprogrammiert. Konflikte unter den
Erwachsenen entzünden sich auch am Verhalten der Kin-
der. Bedürfnisse von Einzelpersonen oder Familien nach
Wohnraum, Privatsphäre und Gemeinschaftsräumen wer-
den nicht berücksichtigt. Verzweiflung über die gegenwär-
tige Situation und Ungewissheit über die Zukunft können
die Probleme der drangvollen Enge verschärfen. Auch die
Sicherheit der Menschen ist oft nicht gewährleistet. Be-
sonders Frauen sind in solchen Unterkünften erhöhter
Gefahr von Belästigungen ausgesetzt. Konzepte zum
Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt durch andere
Bewohner, Personal oder auch Partner existieren nicht. …
Kindern und Jugendlichen fehlen Spiel- und Bewegungs-
möglichkeiten, auch Lernlust und Lernerfolg von Minder-
jährigen leiden durch diese Form des zwanghaften Zu-
sammenlebens“ (Cremer 2015, S. 2).

Unterbringung in Aufnahme-
einrichtungen und
Gemeinschaftsunterkünften

2 Schulpflicht
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Es ist weitgehend Konsens, dass für die Integration in
Bildung, Ausbildung und Arbeit  möglichst schnell zu-
verlässige Informationen und Einschätzungen zu den
Bildungs- und Ausbildungsvoraussetzungen der Flüchtlin-
ge bzw. zu ihren Berufserfahrungen und -abschlüssen ge-
wonnen werden sollten. Mit dem Anerkennungsgesetz
des Bundes vom April 2012 und den in den Folgejahren
in allen Bundesländern verabschiedeten Landesanerken-
nungsgesetzen sind im Prinzip gute Grundlagen für die
Verfahren der Anerkennung von ausländischen Berufsab-
schlüssen geschaffen.

Über die Anerkennung ausländischer allgemein bildender
Schulabschlüsse (z. B. die Gleichstellung mit einem deut-
schen Hauptschul-, einem mittleren Schulabschluss oder
der Hochschulreife) entscheiden die Zeugnisanerken-
nungsstellen der Bundesländer. Dient die Anerkennung
von Schulabschlüssen dem Zweck der Hochschulzulas-
sung, so können die Hochschulen darüber auch selbst
entscheiden (Anerkennung in Deutschland. Das Informa-
tionsportal der Bundesregierung zur Anerkennung auslän-
discher Berufsqualifikationen 2015). Die Berücksichtigung
von im Ausland absolvierten, aber nicht abgeschlossenen
Bildungsgängen bei der Einstufung in eine bestimmte
Schulform oder Jahrgangsstufe ist Aufgabe der Schulen in
Absprache mit den Schulaufsichtsbehörden. Statistische

Anerkennung von
schulischen und beruflichen
Abschlüssen und von
Bildungs- und
Berufserfahrungen

3

Informationen über die Zahl von Anerkennungsanträgen
und Erfolgsquoten konnten nicht ermittelt werden.

Im Hinblick auf die Anerkennung der Gleichwertigkeit
von ausländischen Berufsabschlüssen sind einmal „regu-
lierte“ und „nicht regulierte“ Berufe und zum anderen
nach Bundesrecht bzw. Landesrecht „geregelte“ Berufe zu
unterscheiden. „Regulierte“ Berufe können nur ausgeübt
werden, wenn der entsprechende ausländische Berufs-
abschluss auch in Deutschland anerkannt wurde. Nach
Bundesrecht „reguliert“ sind beispielsweise medizinische
Berufe, nach Landesrecht „reguliert“ ist das Lehramt an
allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen. Die
größte Gruppe der „nicht regulierten“ Berufe nach Bun-
dessrecht sind die anerkannten Ausbildungsberufe nach
dem Berufsbildungsgesetz (Sonderregelungen können für
die Meisterausbildung in Berufen des Handwerks gelten).
Beispiel für „nicht regulierte“ Berufe nach Landesrecht ist
die vollzeitschulische Ausbildung in „Assistenzberufen“.

Für „bundesrechtlich geregelte“ Berufe folgt das Verfahren
den Bestimmungen des Bundesanerkennungsgesetzes, wo-
bei die für die Anerkennung zuständigen Stellen auch auf
der Landesebene oder sogar auf der Ebene eines Kam-
merbezirks angesiedelt sein können. Ist ein Beruf „landes-
rechtlich geregelt“, dann gilt das Landesanerkennungs-
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gesetz des Bundeslandes, in dem der Beruf ausgeübt wer-
den soll. Im Prinzip stehen die Anerkennungsverfahren
allen Personen mit ausländischen Abschlüssen offen,
unabhängig von der Staatsangehörigkeit und vom Aufent-
haltsstatus. Die Landesanerkennungsgesetze sehen aller-
dings in der Regel vor, dass „durch geeignete Unterlagen“
darzulegen ist, dass der/die Antragsteller/in im betreffen-
den Bundesland einer Erwerbstätigkeit nachgehen will.
Unklar ist, was diese Bestimmung für Personen bedeutet,
die einem Beschäftigungsverbot unterliegen (z. B. Men-
schen aus „sicheren Herkunftsstaaten“, die nach August
2015 ihren Asylantrag gestellt haben). Eine Reihe von
Bundesländern hat die gesetzliche Neuregelung zum
Anlass genommen, die Anerkennungsverfahren für die
Antragsteller/innen zu vereinfachen. So hat zum Beispiel
Baden-Württemberg einen Rechtsanspruch auf Beratung
im Anerkennungsverfahren eingeführt, Beratungsstellen
eingerichtet und die Zuständigkeiten für die Anerkennung
übersichtlicher gestaltet (Baden-Württemberg. Ministe-
rium für Integration o. J., S. 3).

Für die Erfahrungen mit der Anwendung des Anerken-
nungsgesetzes auf Bundesebene liegt mit dem Jahresbe-
richt 2015 eine wichtige Informationsquelle vor: Danach
sind im Jahr 2013 über 1,1 Millionen Ausländer/innen
nach Deutschland zugezogen, davon 80 Prozent in der
Altersgruppe der 18- bis 49-Jährigen (also rd. 880.000).
Von diesen haben mehr als die Hälfte (also rd. 440.000)
eine berufliche Qualifikation: Ca. 35 Prozent haben einen
Hochschulabschluss (rd. 308.000), ca. 20 Prozent einen
nicht akademischen Berufsabschluss (rd. 176.000). Vom
1. April 2012 bis Ende 2013 wurden rd. 26.500 Anträge
auf Anerkennung von Abschlüssen für bundesrechtlich
geregelte Berufe gestellt. Die Berufe mit den meisten An-
trägen waren: Arzt/Ärztin, Gesundheits- und Krankenpfle-
ger/in, Psychotherapeut/in, Bürokauffrau/Bürokaufmann
(Bundesministerium für Bildung und Forschung 2015,
S. 1). Das vermutete Potenzial von 285.000 Anerken-
nungsinteressierten wurde deutlich unterschritten (Deut-
scher Gewerkschaftsbund. Bundesvorstand 2015, S. 2).

Ergebnis des Anerkennungsverfahrens ist ein Bescheid, in
dem die Gleichwertigkeit (oder gegebenenfalls die Nicht-
Gleichwertigkeit) des ausländischen mit dem entspre-
chenden deutschen Abschluss festgestellt wird bzw. Anga-
ben darüber gemacht werden, wie Unterschiede zwischen
dem ausländischen und dem deutschen Abschluss auszu-
gleichen sind. Bei den „regulierten“ Berufen (die ohne
Anerkennung nicht ausgeübt werden können) wurde 2013
für knapp 80 Prozent der Anträge die Gleichwertigkeit
anerkannt, bei knapp 20 % der Anträge wurde eine „Aus-
gleichsmaßnahme“ (z. B. eine Fortbildung) als Voraus-
setzung für die Anerkennung auferlegt. Bei den „nicht re-
gulierten“ Berufen („bundesrechtlich geregelte“ Berufe, die
auch ohne Anerkennung ausgeübt werden können) wurde
für ca. 65 Prozent der Anträge die Gleichwertigkeit an-
erkannt, bei knapp 30 Prozent wurde eine „Ausgleichs-
maßnahme“ als Voraussetzung für die Anerkennung auf-

erlegt (Bundesministerium für Bildung und Forschung
2015, S. 1).

Die durchschnittliche Dauer der Verfahren bis zu einem
ersten Bescheid betrug 59 Tage. Die Kosten der Verfahren
lagen für „nicht regulierte“ Berufe zwischen 100 und 600
Euro, bei „regulierten“ Berufen gab es eine breite Streu-
ung der Kosten (ebd., S. 2).

Eine Hürde im Antragsverfahren dürfte das Fehlen von
Unterlagen darstellen, sei es, weil Unterlagen auf der
Flucht verloren gegangen sind, sei es, weil im Herkunfts-
land entsprechende Zertifikate nicht existieren. Das
Bundesanerkennungsgesetz sieht, wenn Unterlagen über
den Berufsabschluss nicht vorgelegt werden können, in
§ 14 die Möglichkeit der Durchführung einer „Qualifika-
tionsanalyse“ vor. Das Bundesinstitut für Berufsbildung
hat ein Verfahren entwickelt, um mittels Fachgesprächen,
Arbeitsproben oder Probearbeit im Betrieb die beruf-
lichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten festzu-
stellen, „… die für die Ausübung des inländischen Be-
rufsbildes maßgeblich sind“ (Bundesinstitut für Berufs-
bildung o. J.).

Der Jahresbericht 2015 zur Umsetzung des Bundesaner-
kennungsgesetzes liefert deutliche Belege für die große
Diskrepanz zwischen der Größenordnung des Handlungs-
bedarfs und dem tatsächlichen Anerkennungsgeschehen.
Gemessen an der Zahl potenzieller Antragsteller/innen
ist die Zahl von Anträgen verschwindend gering. Schließ-
lich gehören zu den nach „Bundesrecht geregelten“ Beru-
fen die Ausbildungsberufe des Dualen Systems, also des
quantitativ wichtigsten Teilsystems der beruflichen Erst-
ausbildung in Deutschland. Angenommen wird, dass die
Verfahrensvoraussetzungen (Qualität der beizubringenden
Unterlagen, bürokratischer Aufwand, Kosten) so hoch
sind, dass nur eine Minderheit derjenigen, die von der
Anerkennung der Gleichwertigkeit ihrer Berufsabschlüsse
profitieren würden, diesen Weg gegangen ist bzw. hat
gehen können (Bundesministerium für Bildung und
Forschung 2015).

Wie das Anerkennungsgesetz des Bundes enthalten auch
die Anerkennungsgesetze der Länder die Bestimmung,
dass das Anerkennungsgeschehen statistisch erfasst und
ausgewertet werden soll. Ein entsprechender Jahresbericht
aus Rheinland-Pfalz belegt, dass in den landesrechtlichen
Anerkennungsverfahren Frauen als Antragstellerinnen mit
einem Anteil von über 80 Prozent deutlich überrepräsen-
tiert sind: „Dies betrifft einen großen Teil der Ausbil-
dungsgänge an Berufsfachschulen, in denen überwiegend
Frauen ausgebildet werden“ (Rheinland-Pfalz, Statisti-
sches Landesamt 2015).

Neben den gesetzlichen Anerkennungsverfahren sind in
den letzten 15 Jahren – mit dem Ziel einer passgenauen
Förderung und Vermittlung – Verfahren der „Kompetenz-
feststellung“ zu einem festen Bestandteil von Program-

3 Anerkennung von schulischen und beruflichen Abschlüssen und von Bildungs- und Berufserfahrungen



14

Übersicht 2: Anerkennung von ausländischen schulischen und beruflichen Abschlüssen

Art des Abschlusses

Anerkennung
ausländischer
allgemein bildender
Schulabschlüsse

Anerkennung eines
nicht abgeschlossenen
Besuchs einer allgemein
bildendenden Schule
im Ausland

Anerkennung der
Gleichwertigkeit von
ausländischen
Berufsabschlüssen
für bundesrechtlich
geregelte Berufe

Anerkennung der
Gleichwertigkeit von
ausländischen
Berufsabschlüssen
für landesrechtlich
geregelte Berufe

Anspruchsberechtigte

Antragsberechtigt sind
Personen, die einen auslän-
dischen Schulabschluss er-
worben haben, unabhängig
von der Staatsangehörigkeit
und dem Aufenthaltsstatus.

Personen, die eine Schule
außerhalb Deutschlands be-
sucht und keinen Abschluss
erworben haben.

Antragsberechtigt sind
Personen mit ausländischen
Berufsabschlüssen, unab-
hängig von der Staats-
angehörigkeit und dem
Aufenthaltsstatus.

Antragsberechtigt sind
Personen mit ausländischen
Berufsabschlüssen, unab-
hängig von der Staats-
angehörigkeit und dem
Aufenthaltsstatus. In eini-
gen Ländern müssen die
Antragsteller/innen fundiert
darlegen, dass sie den Beruf
im Land ausüben wollen.
Unklar ist, was das für
Personen mit „Beschäfti-
gungsverbot“ (z. B. aus
„sicheren Herkunfts-
staaten“) bedeutet.

Rechtsgrundlagen
des Anerkennungs-
verfahrens

Landesrecht: Die Anerken-
nung von Schulabschlüssen
unterliegt der Kulturhoheit
der Länder.

Landesrecht

Anerkennungsgesetz des
Bundes („Gesetz zur Ver-
besserung der Feststellung
und Anerkennung im
Ausland erworbener
Berufsqualifikationen“)

Anerkennungsgesetze der
Länder, die in der Regel
der Struktur des Bundes-
gesetzes folgen

Zuständige Stellen

Zeugnisanerkennungsstellen
der Länder. Bei Feststellung
der Studienberechtigung
liegt die Zuständigkeit bei
der einzelnen Hochschule.
Dabei werden die Entschei-
dungen der Zeugnisaner-
kennungsstellen anerkannt.

In der Regel Leitung der
Schule, die besucht werden
soll, in Abstimmung mit der
Schulaufsicht.

Es gibt eine große Vielfalt
von zuständigen Stellen, die
vielfach auch auf der regio-
nalen Ebene (z. B. Kammer-
bezirke) angesiedelt sind.

Es gibt eine große Vielfalt
von zuständigen Stellen, die
vielfach auch auf der regio-
nalen Ebene (z. B. Kammer-
bezirke) angesiedelt sind.
Einzelne Länder haben
Zuständigkeiten neu ge-
regelt, um das Verfahren
für Antragsteller/innen zu
vereinfachen.
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Ergebnisse des
Anerkennungsverfahrens

Anerkennung bzw. Nicht-
anerkennung der Gleich-
wertigkeit

Einordnung in den als
angemessen betrachteten
Bildungsgang und die ent-
sprechende Klassenstufe

Anerkennung bzw. Nicht-
anerkennung der Gleich-
wertigkeit mit Hinweisen,
wie gegebenenfalls Unter-
schiede zwischen dem
ausländischen und dem
deutschen Abschluss aus-
zugleichen sind.

Anerkennung bzw. Nicht-
anerkennung der Gleich-
wertigkeit mit Hinweisen,
wie gegebenenfalls Unter-
schiede zwischen dem
ausländischen und dem
landesrechtlich geregelten
Abschluss auszugleichen
sind.

Anmerkungen

Offen ist, ob die Anerken-
nung zwischen den Ländern
durchgehend nach vergleich-
baren Kriterien erfolgt.

Unterschieden werden „re-
gulierte“ und „nicht regulier-
te“ Berufe. „Regulierte“ Be-
rufe können in Deutschland
nur ausgeübt werden, wenn
der ausländische Abschluss
anerkannt wurde. Zu den
nach Bundesrecht geregel-
ten Berufen gehören auch
die im Berufsbildungsgesetz
geregelten Berufe des
„dualen Systems“.

Unterschieden werden auch
hier „regulierte“ und „nicht
regulierte“ Berufe. „Regu-
lierte“ Berufe können im
Land nur ausgeübt werden,
wenn der ausländische
Abschluss anerkannt wurde.
Einzelne Länder haben im
Anerkennungsgesetz auch
ein Recht auf Beratung ver-
ankert.

3 Anerkennung von schulischen und beruflichen Abschlüssen und von Bildungs- und Berufserfahrungen

men zur beruflichen Förderung von Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen „mit besonderem Förderbedarf“ gewor-
den. Für diese Verfahren sind Kataloge von Qualitätsstan-
dards entwickelt worden, die spezifische Hilfen für den
Einsatz solcher Verfahren bei Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund einschließen (Druckrey 2007; Koordinie-
rungsstelle Integration durch Qualifizierung, Zentralstelle
für die Weiterbildung im Handwerk 2007; IQ Fach-
arbeitskreis Kompetenzfeststellung 2010). Die Bertels-
mann Stiftung hat 2015 bzw. 2016 Überblicke zu den in
Deutschland wie auch in anderen Ländern praktizierten
Verfahren der Anerkennung von Kompetenzen publiziert
(Döring/Müller/Neumann 2015; Bertelsmann Stiftung
2016b).

2014 haben Bundesagentur für Arbeit und BAMF in ei-
nem Modellprojekt Early Intervention nicht standardisier-
te Verfahren der „Kompetenzfeststellung“ für die Ziel-
gruppe junge Flüchtlinge eingesetzt. Auswahlkriterien für
die Aufnahme ins Programm waren: ein hoher Bildungs-
stand, die vermutete Verwertbarkeit der Berufserfahrun-
gen, Motivation und Lernfähigkeit, Kriterien also, die die
Wahrscheinlichkeit des Gelingens einer Vermittlung in
Arbeit erhöhen sollten (Daumann u. a. 2015, S. 11).
Gleichwohl erwies sich die Klärung von Berufsabschlüs-
sen, -erfahrungen und -vorkenntnissen der Teilnehmenden
als deutlich schwieriger als zunächst angenommen wurde:
Die Aufklärung von Bildungs- und Arbeitserfahrungen
stellte hohe Anforderung an die Sprachkompetenz der
Beteiligten. Viele Teilnehmende verfügten über keine
Kenntnisse der deutschen (und oft auch der englischen)
Sprache. Es bestand ein hoher Bedarf an Dolmetschern,
und es gab Probleme der Verfügbarkeit und Finanzierung
von Dolmetschern (Daumann u. a. 2015, S. 18). „Fehlen-
de Zertifikate, aber auch sehr unterschiedliche Schul- und
Ausbildungssysteme erschweren eine adäquate Einschät-
zung der Kompetenzen“ (Dietz/Trübswetter 2016, S. 5).

Vergleicht man den Grad der Differenziertheit und der
Reflektion der außerhalb der Bundesagentur für Arbeit für
Migrantinnen und Migranten entwickelten und eingesetz-
ten Kompetenzfeststellungsverfahren mit der aus dem
Modellprojekt Early Intervention berichteten Praxis, so
gelangt man zu dem Schluss, dass die Bundesagentur für
Arbeit die außerhalb ihrer Agenturen vollzogenen Ent-
wicklungen nur unzureichend zur Kenntnis genommen hat.
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Arbeitsagenturen und Jobcenter haben den gesetzlichen
Auftrag, Beratungs- und Vermittlungsleistungen mit dem
Ziel der Integration in Ausbildung und Arbeit anzu-
bieten. Zu welchen dieser Leistungen Schutzsuchende
Zugang haben, ist abhängig von ihrem Aufenthaltsstatus:

Personen mit Aufenthaltserlaubnis (also anerkannte
Asylberechtigte und Flüchtlinge bzw. Personen mit
subsidiärem Schutzstatus oder Abschiebeverbot) haben
Zugang zu allen Beratungs- und Vermittlungsleistungen
der Arbeitsagenturen bzw. der Jobcenter.
Personen mit einer Bescheinigung über die Meldung
als Asylsuchende (BüMA) (vor der Stellung des Asyl-
antrags) bzw. mit Aufenthaltsgestattung (während des
Asylverfahrens) haben in den ersten drei Monaten ihres
Aufenthaltes nur Zugang zur Berufsberatung. Nach ei-
nem Aufenthalt von drei Monaten haben sie uneinge-
schränkt Zugang zu allen Leistungen zur Arbeitsmarkt-
integration: Beratung, Vermittlung, Vermittlung von be-
ruflichen Weiterbildungen, Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget (Übersetzung und Anerkennung von Zeug-
nissen etc.), Maßnahmen zur Aktivierung und beruf-
lichen Eingliederung, Berufsorientierung, Eingliede-
rungszuschüsse, Teilhabeleistungen für Menschen mit
Behinderungen (Bundesagentur für Arbeit, Arbeits-
agentur Osnabrück 2015, S. 2).

Beratung, Vermittlung,
Netzwerke

4

Personen mit Beschäftigungsverbot (das sind insbeson-
dere Asylsuchende aus „sicheren Herkunftsstaaten“,
die nach August 2015 ihren Asylantrag gestellt haben)
haben kein Recht auf die Inanspruchnahme der Bera-
tungs- und Vermittlungsleistungen der Bundesagentur
für Arbeit (Deutscher Bundestag 2015, S. 2).

Der gesetzliche Beratungsauftrag der Berufsberatung
schließt explizit junge Flüchtlinge ein. Die Leistungen der
Berufsberatung umfassen „… Informationen zur Berufs-
wahl, zu Entwicklungsmöglichkeiten, dem Berufswechsel,
der beruflichen Bildung, der Stellensuche, der Arbeitsför-
derung sowie zu Fragen der Ausbildungsförderung (…).
Im Rahmen der Beratung besteht auch die Möglichkeit
zur Eignungsfeststellung mittels ärztlicher und psycho-
logischer Untersuchung“ (Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge. Nationale Kontaktstelle des EMN 2016,
S. 20). Allerdings haben Leistungen der Berufsberatung
für die Zielgruppe „junge Flüchtlinge“ weder in der For-
schungsliteratur noch in den fachlichen Debatten einen
hohen Stellenwert. Überlegungen und Konzepte der Be-
rufsberatung zur Beratung und Vermittlung von Flücht-
lingsjugendlichen sind in den letzten Jahren nicht breit
publiziert worden.

2015 haben in Baden-Württemberg das Kultusministe-
rium und die Regionaldirektion der Bundesagentur für
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luation der ersten Förderphase, habe „… sich in dem spe-
ziellen Sinn bewährt, dass er die Möglichkeit aufzeigt,
gerade auch bei einer Zielgruppe mit besonderem Förder-
bedarf ein institutionell bedingtes Förderdefizit – wenn
auch zeitlich limitiert – zu überwinden“ (Mirbach/
Schober 2011, S. 66).

Beratungsfunktionen (im Rahmen der Anerkennung von
Berufsabschlüssen) hat das ebenfalls in einem Bundes-
programm gestartete IQ-Netzwerk (IQ = Integration
durch Qualifizierung). Über eine Netzwerkstruktur wurde
ein flächendeckendes Informationsangebot geschaffen.
Darüber hinaus wird Nachqualifizierung angeboten,
soweit diese für die Anerkennung der Gleichwertigkeit
ausländischer Abschlüsse erforderlich ist (Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge. Nationale Kontaktstelle des
EMN 2016, S. 15–16). Seit dem 1. Juli 2015 gibt es
schließlich noch den ESF-Handlungsschwerpunkt „Inte-
gration von Asylbewerberinnen, Asylbewerbern und
Flüchtlingen (IvAF)“. Ziel ist, die Integration in Ausbil-
dung und Arbeit zu unterstützen durch Beratung, Qualifi-
zierung, Vermittlung und Betriebsakquise. Zusätzlich
werden für Arbeitsagenturen und Jobcenter Schulungen
zu asylrechtlichen Fragen durchgeführt (Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge. Nationale Kontaktstelle des
EMN 2016, S. 16).

Es gibt eine Reihe von Beispielen dafür, dass in zeitlich
befristeten Bundesprogrammen (wie z. B. dem „Bleibe-
rechtsprogramm“) gestartete Netzwerke Ausgangspunkt für
die Einrichtung langfristig funktionierender kommunaler
oder regionaler Netzwerke zur Beratung und Förderung

Arbeit eine Rahmenvereinbarung abgeschlossen zur
Kooperation von Beratungsfachkräften und Schulen bei
der Information und Beratung der Schüler/innen in den
Klassen des Vorqualifizierungsjahres Arbeit und Beruf mit
Schwerpunkt Erwerb von Deutschkenntnissen (VAB-O-
Klassen): Sobald die Schüler/innen über ausreichende
Deutschkenntnisse verfügen, bieten die Arbeitsagenturen
in diesen Klassen Berufsorientierungsveranstaltungen an.
Individuelle Berufsberatungsgespräche können in den
Schulen geführt werden. In Gesprächen zwischen Lehr-
kräften und Beratungsfachkräften wird abgestimmt,
„welche Schülerinnen und Schüler in die Vermittlungs-
datei der Arbeitsagentur aufgenommen werden und
damit regelmäßig Vermittlungsangebote erhalten“ (Baden-
Württemberg. Ministerium für Kultus, Jugend und Sport
2015). Die Rahmenvereinbarung skizziert mehr oder we-
niger das Standardprogramm der Kooperation von Berufs-
beratung und Schulen. Es ist zu erwarten, dass in diesem
Rahmen von der Berufsberatung auch auf die spezifischen
Bedürfnisse der Zielgruppe zugeschnittene Konzepte ent-
wickelt werden können.

Konzepte, die dafür als Muster genutzt werden könnten,
haben die aus dem „Bleiberechtsprogramm“ hervorgegan-
genen Bleiberechtsnetzwerke geliefert. Das „Bleiberechts-
programm“ („Arbeitsmarktliche Unterstützung für Bleibe-
berechtigte und Flüchtlinge“) wurde im Jahr 2008 vom
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (BMAS)
gestartet und bis 2015 mit 28 Beratungsnetzwerken und
230 Einzelprojekten in allen Bundesländern fortgeführt
(Schreyer u. a. 2015, S. 2). Der im „Bleiberechtspro-
gramm“ praktizierte Netzwerkansatz, so ein Fazit der Eva-

4 Beratung, Vermittlung, Netzwerke
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von Flüchtlingen wurden (Gag 2014). Ein wichtiger
Arbeitsschwerpunkt dieser kommunalen Netzwerke ist der
Aufbau einer Bildungsberatung auf kommunaler Ebene,
in der auch Konzepte für eine Beratung und passgenaue
Vermittlung in schulische und berufsschulische Bildungs-
gänge von Kindern und Jugendlichen aus Flüchtlings-
familien entwickelt und umgesetzt werden (Riegel 2015;
Schießl 2015).

Einen systematischen Vergleich der Beratung und Vermitt-
lung von jungen Flüchtlingen durch Arbeitsagentur, Job-
center, Netzwerke und kommunale Bildungsberatungs-
stellen gibt es bisher nicht: nicht auf der Ebene eines Ver-
gleichs von Konzepten und schon gar nicht auf der Ebene
eines Vergleichs der Wirksamkeit unterschiedlicher Ansät-
ze. Bei der Analyse der öffentlich zugänglichen Quellen
und Dokumente kann der Eindruck entstehen, dass hin-
sichtlich ihrer Fundierung und Differenziertheit die Be-
ratungs- und Vermittlungskonzepte der Netzwerke und
kommunalen Initiativen denen der Arbeitsagenturen
überlegen sind. Das überrascht insofern, als die Beratung
und Vermittlung (auch) von Personen mit Migrationshin-
tergrund seit Jahrzehnten eine gesetzliche Aufgabe der
Arbeitsagenturen ist, während es sich bei Netzwerken und
Initiativen in der Regel um zeitlich befristet finanzierte
Projekte handelte. Wahrscheinlich nicht ohne Grund
sprechen die Evaluatoren der Bleiberechtsnetzwerke von
einem „institutionell bedingten Förderdefizit“, das durch
die Netzwerke (zeitlich befristet) überwunden würde
(Mirbach/Schober 2011, S. 66).

Mirbach und Schober sind zu diesem Fazit bereits 2011
gelangt. Vom Institut für Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung (IAB) durchgeführte Studien, die u. a. auch die
Qualität der Betreuung junger Flüchtlinge durch die

Bei der Beratung junger Flüchtlinge und ihrer Familien
muss bedacht werden, dass diese spezifische Erfahrungen
mit Gesprächssituationen in deutschen Ämtern haben:
Asylbewerber/innen werden im Verlauf des Asylverfah-
rens (und auch darüber hinaus) wiederholt mit Fragen zu
ihrer Biographie, ihren Lebensumständen und zu Motiven
für die Flucht nach Deutschland konfrontiert. Das beginnt
mit der Erstregistrierung im Easy-System, setzt sich fort
bei der Beantragung und Verlängerung der Bescheinigung
über die Meldung als Asylsuchender (BüMA). Es folgen
die persönliche Antragstellung im Asylverfahren und der
Anhörungstermin. Nach der Asylentscheidung folgen Ter-
mine bei der zuständigen Ausländerbehörde, etwa wenn
eine Arbeitserlaubnis oder die Verlängerung einer Dul-
dung beantragt wird. Und die Befragungen gehen weiter

Beratung von jungen Flüchtlingen und ihrer Familien vor
dem Hintergrund ihrer spezifischen Behördenerfahrungen

bei der Beantragung von Hilfen zum Lebensunterhalt
im Jobcenter.
Kennzeichen der Befragungssituationen ist, dass dieselben
oder ähnliche Fragen in unterschiedlichen Zusammen-
hängen wiederholt gestellt werden. Dabei stehen die
Flüchtlinge unter einer hohen Stressbelastung: Sie müs-
sen ihre Biographie, ihre Situation und ihre Motive plau-
sibel, konsistent und wahrheitsgemäß beschreiben und
gleichzeitig so darstellen, dass das angestrebte Ziel (z. B.
die Gewährung von Asyl, die Verlängerung der Duldung,
die Gewährung von Hilfen zum Lebensunterhalt) erreich-
bar bleibt. Vor diesem Erfahrungshintergrund ist es für
die Flüchtlinge schwer zu entscheiden, ob ein Gespräch
in einem Amt oder einer Beratungseinrichtung der Kon-
trolle oder ihrer Unterstützung dient.

Arbeitsagenturen zum Gegenstand hatten, liefern Belege
dafür, dass strukturelle Defizite, konzeptionelle Schwä-
chen und Wissenslücken bei der Beratung und Vermitt-
lung junger Flüchtlinge fortbestehen (Büschel u. a. 2015,
S. 6; Schreyer u. a. 2015, S. 5).

Entwicklungsperspektiven in diesem Feld zeigen die Er-
gebnisse der wissenschaftlichen Begleitung des Modell-
projekts Early Intervention auf: Ursprüngliches Ziel von
Early Intervention war die schnelle Vermittlung von Asyl-
suchenden in eine möglichst qualifikationsadäquate Be-
schäftigung. Weil sich dieses Ziel als nicht realistisch er-
wies, wurden stattdessen drei Strategievarianten verfolgt:
„… in einer ersten Strategie (werden) schnelle Vermittlun-
gen im ungelernten Bereich mit später anschließenden
Qualifikationselementen verknüpft, um berufliche Auf-
stiege zu ermöglichen. Eine zweite Strategie setzt zu-
nächst auf Fördermaßnahmen und strebt zu einem späte-
ren Zeitpunkt eine Vermittlung auf möglichst qualifika-
tionsadäquatem Niveau an. Beide Ansätze bedingen …,
dass die Betreuung der Projektteilnehmer auch dann wei-
terläuft, wenn sie die Arbeitslosigkeit über die Aufnahme
einer Beschäftigung beendet haben oder in Weiterbildungs-
maßnahmen sind. ... Als dritte Strategie hat sich für die
vielen jüngeren Asylbewerber … Beratung über Ausbil-
dungsmöglichkeiten und die Vorbereitung für Ausbildung
oder Studium etabliert“ (Büschel u. a. 2015, S. 5). Die
letztgenannte Strategievariante wurde verfolgt, obwohl an
Early Intervention nicht die für diese Aufgabe eigentlich
zuständige Berufsberatung, sondern die Arbeitsvermitt-
lung beteiligt war. Die wissenschaftliche Begleitung von
Early Intervention schlägt darum „… die Zusammenfüh-
rung bereichsübergreifender Kompetenzen in Experten-
teams (vor). Diese wären mit besonders geschulten Ver-
tretern aus der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung
und dem Arbeitgeber-Service zu besetzen“ (ebd., S. 6).
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Außerschulische Angebote zum Erwerb von Deutsch als
Zweitsprache gibt es auf der Bundes- und der kommuna-
len Ebene. Meist ebenfalls auf der Ebene der Kommunen
ist eine große Vielfalt von ehrenamtlichen Initiativen zur
Sprachförderung angesiedelt. Für die Vermittlung von
Deutsch als Zweitsprache in den Schulen sind die Länder
zuständig.

Lernangebote auf Bundesebene sind die in Verantwortung
des BAMF durchgeführten Integrationskurse und Jugend-
integrationskurse, die Berufsbezogene Deutsch-Förderung
(ESF-BAMF-Programm) und die Einstiegskurse für Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber.

Integrationskurse, in denen Kenntnisse der deutschen
Sprache und Wissen über Deutschland vermittelt werden,
gibt es seit Beginn des Jahres 2005. Mit der Durchfüh-
rung beauftragt das BAMF „Bildungsdienstleister“ (Volks-
hochschulen, private Bildungseinrichtungen, kirchliche
Träger). Die eingesetzten Lehrkräfte müssen entweder ein
Studium von „Deutsch als Zweitsprache“ abgeschlossen
haben oder eine entsprechende Zusatzqualifikation vor-
weisen (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Natio-
nale Kontaktstelle des EMN 2016, S. 18). Der im Rah-
men der Integrationskurse angebotene Sprachunterricht
umfasst 600 Unterrichtsstunden. „Wird die Abschluss-
prüfung nicht bestanden, besteht die Möglichkeit, an

Sprachförderung5
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weiteren 300 geförderten Unterrichtsstunden teilzuneh-
men“ (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Natio-
nale Kontaktstelle des EMN 2016, S. 17)

Integrationskurse waren bis zum Herbst 2015 nur Flücht-
lingen zugänglich, die im Asylverfahren bereits anerkannt
worden waren. Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungs-
gesetz öffnete der Bund die Integrationskurse für „Asyl-
bewerber mit guter Bleibeperspektive“ und stockte die
hierfür vorgesehenen Mittel auf. Darüber hinaus wird
eine verstärkte Vernetzung zwischen Integrationskursen
und berufsbezogenen Sprachkursen angestrebt (Bundesre-
gierung 2015, S. 5). Allerdings gibt es ohne Anerkennung
des Asyl- oder Flüchtlingsstatus keinen Rechtsanspruch
auf eine Teilnahme an einem Integrationskurs. Eine Zu-
lassung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Plätze. Nach
den am 13.04.2016 im Koalitionsausschuss beschlosse-
nen „Eckpunkten Integrationsgesetz“ sollen die zur Teil-
nahme Berechtigten generell auch zur Teilnahme ver-
pflichtet werden. Wartezeiten vor dem Zustandekommen
eines Integrationskurses sollen von drei Monaten auf
sechs Wochen verkürzt, die maximalen Kursgrößen von
maximal 20 auf zukünftig 25 Teilnehmende erhöht wer-
den (Koalitionsausschuss 2016, S. 6).

Schon 2006 wurde vom Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge eine schriftliche Teilnehmerbefragung durch-
geführt. Zentrale Ergebnisse waren: Spätaussiedler stell-
ten damals die größte Gruppe der Teilnehmenden. Fast
die Hälfte der Teilnehmenden war jünger als 27 Jahre.

Die wenigsten hatten bei der Zuwanderung nach Deutsch-
land Kenntnisse der deutschen Sprache. Ihre im Ausland
erworbenen Schulzeugnisse wurden in Deutschland nur
selten anerkannt. „Eine Mehrheit der jungen Teilnehmer
wünscht sich, dass die Lehrwerke, Materialien und Unter-
richtsmethoden den Interessen und Bedürfnissen von
Jugendlichen gerecht werden sollten. Dieser Wunsch so-
wie auch die starke Konzentration der Thematik im Be-
reich der Berufsausbildung und der Berufsausbildungsvor-
bereitung spricht für einen dezidierten Bedarf nach beson-
deren Inhalten in Integrationskursen für junge Teilneh-
mer“ (Haug/Zerger 2006, S. 37).

In Reaktion auf die Forderung nach einem stärkeren Ein-
gehen auf die Bedürfnisse junger Teilnehmer/innen wurde
mit den Jugendintegrationskursen eine jugendspezifische
Sonderform der Integrationskurse eingerichtet. Die 2015
veröffentlichte Neukonzeption für dieses Kursangebot
nennt für diese explizit auch „ausbildungs- und berufsvor-
bereitende Lernziele“: Kenntnisse des deutschen Ausbil-
dungssystems, von Eckdaten und wichtigen Begrifflich-
keiten des bundesdeutschen Arbeits- und Stellenmarktes
sollen erworben, mindestens ein großer und ein kleiner
Betrieb vor Ort soll besucht werden (Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge 2015a, S. 49).

Teilnehmen an Jugendintegrationskursen können Jugend-
liche und junge Erwachsene, die nicht mehr schulpflichtig
sind, bei Kursbeginn das 27. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und keine Schule oder Ausbildungseinrich-
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5 Sprachförderung

In einem Gastbeitrag für die Süddeutsche Zeitung kon-
statiert Christoph Schroeder, Leiter des Arbeitsbereichs
Deutsch als Zweitsprache der Universität Potsdam, einen
gravierenden Reformbedarf der Sprachförderung für
Flüchtlinge und Migranten. Die vom BAMF veröffent-
lichten statistischen Daten zu den Testergebnissen der
Integrationskurse dokumentierten: „Nur etwa die Hälfte
der Teilnehmer nimmt überhaupt am Abschlusstest teil.
Und nur knapp sechzig Prozent der Testteilnehmer er-
reicht das Niveau der ‚ausreichenden Sprachkenntnisse‘.
Somit fallen zwei Drittel der Teilnehmer aus dem System
heraus“ (Schroeder 2016, S. 2).

Ein schlüssiges Gesamtkonzept müsste lt. Schroeder eine
Reihe von Reformen angehen:

Gravierender Reformbedarf bei Sprachförderung

Wegen der Heterogenität der Teilnehmer/innen (in
Bezug auf Herkunft, Alter, Vorbildung, Motive usw.)
müssten die Kurse stärker differenziert werden.
Das bedeutet, dass das einheitliche Curriculum für alle
Kurse aufgegeben werden muss.
Das Kursziel, an dem viele Teilnehmer/innen scheitern,
muss realistisch angepasst werden.
Integrationskurse müssen enger mit weiterführenden
berufsbegleitenden Sprachkursen verzahnt werden.
Erforderlich sind längerfristige Finanzierungsgarantien
für Kursträger, „um diese zu verpflichten, ihre Dozenten
fest einzustellen“ (bisher liegt die Sprachförderung
„… in den Händen von etwa 16.000 unterbezahlten
Honorarkräften“).
Die akademische Ausbildung von Lehrkräften für
Deutsch als Zweitsprache muss ausgebaut werden (ebd.).

tung besuchen. Einen Rechtsanspruch auf Teilnahme ha-
ben Asylberechtigte, Personen mit zuerkannter Flücht-
lingseigenschaft und subsidiär Schutzberechtigte. Keinen
Teilnahmeanspruch haben Personen mit Abschiebungs-
verbot. Personen ohne Anspruch können auf Antrag durch
das BAMF im Rahmen verfügbarer Plätze zugelassen wer-
den (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Nationale
Kontaktstelle des EMN 2016, S. 18).

An den Integrationskursen bemängelt die Robert Bosch
Expertenkommission zur Neuausrichtung der Flüchtlings-
politik „… die ungenügende Verbindung von Sprachkur-
sen und Berufsschulen. … es fehlt … die systematische
und dauerhafte Koordination von berufsvorbereitenden
Maßnahmen im Übergangssystem und dualer Ausbildung
mit Sprachförderung sowie die Fortentwicklung von
Jugendintegrationskursen zu Kursen, die Berufsvorberei-
tung und Ausbildung zielgenau und abgestimmt beglei-
ten“ (Robert Bosch Expertenkommission zur Neuausrich-
tung der Flüchtlingspolitik 2015a, S. 17).

Die häufig geforderte stärkere Verknüpfung von Sprach-
förderung und Berufsbezug soll in den berufsbezogenen
Deutschkursen (ESF-BAMF-Programms) geleistet werden.
Teilnehmende müssen zuvor einen Integrationskurs absol-
viert und ausreichende Deutschkenntnisse für die Teilnah-
me erworben haben (auf dem A1 Sprachniveau) (Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge. Nationale Kontakt-
stelle des EMN 2016, S.16). Teilnehmen können Leis-
tungsbezieher nach SGB II und SGB III mit Deutsch als
Zweitsprache, „die einer sprachlichen und fachlichen För-

derung für den Arbeitsmarkt bedürfen“ (Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge 2015b, S. 6). Die Experten-
kommission der Robert Bosch Stiftung zur Neuausrich-
tung der Flüchtlingspolitik kritisiert, dass die berufsbezo-
genen Deutschkurse wegen der hohen Eingangsvorausset-
zungen an der Situation der überwiegenden Mehrzahl
der Flüchtlinge vorbei gingen, die ohne deutsche Sprach-
kenntnisse in Deutschland ankommen. „Ohne die
Wiedereinführung von Einführungskursen (…) geht hier
Potenzial verloren“ (Robert Bosch Expertenkommission
zur Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik 2015a, S. 17).

Die Einstiegskurse für Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber sind eine neue Angebotsform der Sprachförderung,
die mit dem Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes im Oktober 2015 von der Bundesagentur
für Arbeit eingerichtet wurde. Die Absicht ist, kurzfristig
ein Angebot der Sprachförderung bereitzustellen, das
frühzeitig (also auch bereits bevor der Asylantrag gestellt
werden konnte) genutzt werden kann. Ziel ist die Vermitt-
lung von Basiskenntnissen der deutschen Sprache. Die
Kurse mit maximal 25 Teilnehmenden sollen eine Dauer
von 320 Unterrichtseinheiten haben. Es gibt keine Vorga-
ben zum Alter der Teilnehmenden, zu Methoden, zu di-
daktischen Konzepten und zu erreichenden Zielen. Die
Anbieter müssen ihre Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit glaubhaft darstellen. Die Teilnehmenden an den Kur-
sen dürfen über keine oder nicht verwertbare Deutsch-
kenntnisse verfügen. Zur Teilnahme an den Einstiegs-
kursen berechtigt sind Asylbewerberinnen und -bewerber
mit einer Bescheinigung über die Meldung als Asyl-
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Bilanz und Empfehlungen der Robert Bosch Experten-
kommission zur Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik
zur Sprachförderung von Flüchtlingen

Die Bilanz, die die von der Bosch Stiftung eingerichtete
Expertenkommission zur Sprachförderung für Flüchtlinge
zieht, ist zwiespältig. Einerseits werden die organisatori-
schen Leistungen und das große finanzielle Engagement
des Bundes bei dem fast flächendeckenden Aufbau von
Integrationskursen und Berufsbezogenen Deutschkursen
gewürdigt. Auch wird die Bedeutung des zivilgesellschaft-
lichen Engagements bei der Sprachförderung hervorgeho-
ben. Anerkannt wird auch, dass die Zunahme der Flücht-
lingszahlen Politik und Verwaltung bei einem entspre-
chenden Ausbau der Sprachförderung vor große Heraus-
forderungen stellt. Benannt werden andererseits aber auch
Schwachstellen in der Struktur des Angebotes: Der zeit-
lich verzögerte Zugang der Asylsuchenden zu diesen
Angeboten, die unzureichende Verknüpfung der Sprach-
förderung für Jugendliche und junge Erwachsene mit
Berufausbildung und Berufsvorbereitung, das Entstehen
von Lücken in der Abfolge von Angeboten, weil für Kurse
Voraussetzungen definiert werden, für die entsprechende
Vorbereitungskurse fehlen, und schließlich der Mangel an
Koordination zwischen Ebenen und Akteuren. Die Kom-
mission fast ihre Schlussfolgerungen in drei zentralen
Empfehlungen zusammen:

„Asylbewerbern einen verbesserten Zugang zu Sprach-
und Orientierungskursen ermöglichen, u. a. durch dauer-
hafte Öffnung und gleichrangigen Zugang für Personen
mit hoher Bleibeperspektive, durch die Feststellung
sprachlicher Qualifikationen bereits in Erstaufnahme-
einrichtungen und die Ausweitung und Differenzierung
der BAMF-Integrationskurse.

Regelinstitutionen besser für Sprachvermittlung und
interkulturelle Herausforderungen ausrüsten, u. a. durch
den Ausbau von Angeboten für Deutsch als Zweit-
sprache und die interkulturelle Ausbildung und Sensi-
bilisierung von Lehrkräften.

Zivilgesellschaftliche Initiativen zum Spracherwerb
stärken und unterstützen, u. a. durch kommunale Ehren-
amtskoordinatoren, dauerhafte Netzwerke ehrenamt-
licher Sprach- und Integrationslotsen und die Reakti-
vierung im Ruhestand befindlicher Deutschlehrer und
Dozenten auf freiwilliger Basis“ (Robert Bosch Exper-
tenkommission zur Neuausrichtung der Flüchtlings-
politik 2015a, S. 4).

suchender (BüMA) oder einer Aufenthaltsgestattung
(Aufenthaltstitel für die Zeit des Asylverfahrens). Aus-
drücklich nicht teilnahmeberechtigt sind Flüchtlinge mit
Duldung. Eine zweite Voraussetzung der Teilnahme ist
eine „gute Bleibeperspektive“, die definiert wird als Her-
kunft aus den Ländern Syrien, Iran, Irak und Eritrea. Ein-
tritte in die Einstiegskurse waren nur bis zum 31.12.2015
möglich (Bundesagentur für Arbeit. Zentrale 2015;
Katholische Jugendsozialarbeit 2015).

Die Vorgabe der „EU-Aufnahmerichtlinie“ vom Juni
2013, dass asylsuchende Minderjährige in ähnlicher
Weise wie eigene Staatsangehörige Zugang zum Bildungs-
system haben müssen, läuft bei den wichtigen auf Bun-
desebene angebotenen Sprachkursen ins Leere. Nach Ver-
ständnis der Anbieter sind diese Sprachkurse nicht Teil
des Bildungssystems und müssen deshalb auch nicht
minderjährigen Flüchtlingen unabhängig vom Aufent-
haltsstatus oder ihrer Bleibeperspektive uneingeschränkt
offen stehen.

Für die schulische Sprachförderung hat die „EU-Aufnah-
merichtlinie“ jedoch Gültigkeit. In den allgemein bilden-
den Schulen wird Unterricht in Deutsch als Zweitsprache
in unterschiedlichen Organisationsformen angeboten:

teils in speziellen „Flüchtlings- oder Seiteneinsteiger-
klassen“, teils durch Ergänzungsangebote in Regelklassen.
Eine berufsbezogene Sprachförderung ist ein Schwerpunkt
der ein- bis zweijährigen berufsvorbereitenden Bildungs-
gänge an beruflichen Schulen, die differenziert im sechs-
ten Kapitel behandelt werden.

Eine Reihe von Kommunen hat sich zur Aufgabe ge-
macht, Flüchtlingsjugendlichen und jungen Erwachsenen
frühzeitig und unabhängig vom Aufenthaltstitel ein An-
gebot der Sprachförderung zu machen. Sie bieten in eige-
ner Verantwortung Sprachkurse an, in denen die Teilneh-
menden die in Bundes- und Landesprogrammen geforder-
ten Zugangsvoraussetzungen erwerben können. Da es sich
bei diesen Angeboten nicht um kommunale Pflichtauf-
gaben handelt, beschränkt sich dieses Angebot eher auf
finanzkräftige Kommunen (Riegel 2015; Schießl 2015).

Schließlich gibt es auf der kommunalen Ebene noch die
große Vielfalt von zivilgesellschaftlichen Initiativen, die
mit großem Engagement, an unterschiedlichen Orten und
in unterschiedlichen Kontexten Sprachförderung organi-
sieren und anbieten. Im 1. Quartal 2016 hat die Voda-
fone Stiftung einen bundesweiten Überblick über entspre-
chende Konzepte veröffentlicht (Vodafone Stiftung 2016).
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Berufsvorbereitende Bildungsgänge an beruflichen Schu-
len haben in der Regel die Funktion, auf die Anforderun-
gen einer Berufsausbildung vorzubereiten und u. U. auch
den Erwerb eines ersten allgemein bildenden Schulab-
schlusses (Hauptschulabschluss oder „Berufsreife“) zu er-
möglichen. Sie stellen aktuell das quantitativ wichtigste
Angebot zur (vor-)beruflichen Förderung von den Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen unter den Flüchtlingen
dar, die nicht mehr der allgemeinen Schulpflicht unterliegen.

Ein Überblick (Braun/Lex 2016, Übersicht 3) über Rege-
lungen und Praxis der Einrichtung und Ausgestaltung von

berufsvorbereitenden Bildungsgängen für junge Flüchtlin-
ge an beruflichen Schulen in den sechzehn Ländern zeigt,
dass es eine große Vielfalt gibt: Diese Vielfalt beginnt
bereits bei den Bezeichnungen der Bildungsgänge und
setzt sich fort bei den vertretenen bildungspolitischen
Prinzipien (getrennte Förderung vs. Inklusion), der Unter-
scheidung von Zielgruppen nach Aufenthaltsstatus oder
Bleibeperspektive, der Art der Sprachförderung, der Teil-
nahme an Betriebspraktika, der Dauer der Bildungsgänge,
der Möglichkeit allgemein bildende (oder gleichwertige
Berechtigungen beinhaltende) Abschlüsse zu erwerben
und nicht zuletzt der Altersbegrenzungen für die Teilnahme.

Hinsichtlich der Frage „getrennte Förderung oder Inklu-
sion“ gibt es in den Ländern unterschiedliche Traditionen.
Länder, die in der Vergangenheit eher das Prinzip einer
getrennten Förderung vertreten haben (z. B. Baden-Würt-
temberg und Bayern) haben relativ frühzeitig berufsvor-
bereitende Bildungsgänge für die Zielgruppe aufgebaut
und für deren Ausgestaltung differenzierte Förderkonzep-
te entwickelt. Andere Länder vertreten zwar das Prinzip
der Inklusion, aber verfügen zum Teil noch nicht über
Konzepte, die das Problem lösen, wie Inklusion mit den
spezifischen Förderbedarfen der Zielgruppe in Einklang
gebracht werden kann. In der Praxis scheinen die Unter-
schiede in den Philosophien nicht so entscheidend.
Länder mit einer Tradition der getrennten Förderung

Berufsvorbereitende
Bildungsgänge an
beruflichen Schulen
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entwickeln Überlegungen und Strukturen zur Frage einer
Integration der getrennt Geförderten in die Regelangebo-
te. Länder, die eher das Inklusionsprinzip vertreten, rich-
ten pragmatisch spezifische Förderklassen für Flüchtlinge
ein, weil ihre Inklusionskonzepte auf Voraussetzungen
(z. B. im Hinblick auf die Zahl der zu inkludierenden
Schüler/innen mit einem spezifischen Förderbedarf, Ver-
fügbarkeit von Lehrkräften mit einer Zusatzqualifikation
für den Unterricht von Deutsch als Zweitsprache) basie-
ren, die nicht (mehr) der Realität entsprechen.

Eine Unterscheidung von Bildungsgängen nach dem
Aufenthaltsstatus der Schüler/innen hat bisher explizit
nur ein Bundesland (Hamburg) vorgenommen. Nach den
aktuellen Planungen des Stadtstaates ist dies ein Auslauf-
modell. Abzuwarten bleibt, ob die in der flüchtlingspoli-
tischen Debatte an Gewicht gewinnende Unterscheidung
von Flüchtlingen nach Bleibeperspektive (ein Begriff, der
zum Beispiel von der Bundesagentur für Arbeit in den
Bestimmungen für die Teilnahme an Einstiegskursen an
den Herkunftsländern der Flüchtlinge festgemacht wird)
in der Bildungspolitik aufgegriffen wird. Die internatio-
nalen Regeln verbieten eine Diskriminierung von minder-

jährigen Flüchtlingen beim Zugang zum Bildungssystem.
Unterscheidungen nach Bleibeperspektive sind danach
nicht vorgesehen. Die Frage ist, wie viel Beachtung dieses
Diskriminierungsverbot findet, wenn der Ausbau berufs-
vorbereitender Bildungsgänge für die Zielgruppe mit der
Nachfrage nicht Schritt hält.

Sprachförderung, das wird in allen Bundesländern betont,
ist ein zentraler Baustein der Berufsvorbereitung von
Flüchtlingen. Zum Teil wird die Sprachförderung ergänzt
durch Alphabethisierungskurse. Die für diese Analyse vor-
liegenden Quellen erlauben keinen systematischen Ver-
gleich von Stundenkontingenten, Lehrplänen und Förder-
konzepten. Sicher ist, dass es angesichts des parallel not-
wendigen Ausbaus der außerschulischen Sprachförderung
einen Mangel an Lehrkräften mit der Kompetenz zum
Unterricht von Deutsch als Zweitsprache geben wird. Ab-
striche bei den fachlichen Anforderungen an die Lehrkräf-
te zu machen, kann nur eine Notlösung sein. Mehrere
Länder sind den Weg des Ausbaus einer Infrastruktur der
Sprachförderung gegangen (z. B. DaZ-Zentren in Schles-
wig-Holstein) mit dem Ziel, durch Austausch, Koopera-
tion, gemeinsame Entwicklungsarbeit und Fortbildungs-
angebote die Sprachförderung in den Schulen zu verbes-
sern. Hier sind sicher auch verstärkt die Hochschulen als
Kooperationspartner und Anbieter von Aus- und Fortbil-
dung für Lehrkräfte gefragt.

Betriebspraktika als Möglichkeit zum gegenseitigen Ken-
nenlernen von Schülerinnen und Schülern und Ausbil-
dungsbetrieben sind ein traditionell wichtiger Baustein
schulischer Berufsvorbereitungsjahre. Es gibt empirische
Belege dafür, dass die erhofften „Klebeeffekte“ tatsächlich
eintreten können (Gaupp/Lex/Reißig 2008). Die Mög-
lichkeit oder auch Pflicht zur Teilnahme an Betriebsprak-
tika als Weg, jungen Flüchtlingen Einblicke in Ausbil-
dungsbetriebe zu geben und Kontakte herzustellen, gibt
es in allen Ländern. Die vorliegenden Informationen er-
lauben nicht zu entscheiden, in welchem Maße hinter
solchen Ansätzen systematische Konzepte stehen. Die
Bereitschaft von Betrieben, Praktikumsplätze anzubieten,
und das Eintreten von „Klebeeffekten“ sind nicht zuletzt
abhängig von den Bedingungen auf regionalen Lehr-
stellenmärkten.

Die Dauer der berufsvorbereitenden Bildungsgänge für
junge Flüchtlinge beträgt entweder ein Jahr oder zwei Jah-
re. Bei den einjährigen Bildungsgängen wird gegenüber
den Regelangeboten der Anteil der Sprachförderung er-
höht und dafür der Anteil berufsvorbereitender Inhalte
verringert. Die zweijährigen Varianten stellen im ersten
Jahr die Sprachförderung ins Zentrum des Unterrichts. Im
zweiten Jahr gewinnen berufsvorbereitende Inhalte an Ge-
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wicht (z. B. Betriebspraktika). Die Sprachförderung wird
„berufsbezogen“ fortgeführt. Zum Teil wird auf Prüfungen
zum Erwerb allgemein bildender Abschlüsse vorbereitet.

Wie zu erwarten gibt es einen Zusammenhang zwischen
der Dauer der Bildungsgänge und der Möglichkeit, in ih-
nen allgemein bildende Abschlüsse zu erwerben. Bei den
einjährigen Bildungsgängen ist ein solcher Erwerb allge-
mein bildender Abschlüsse in der Regel ausgeschlossen.
Die zweijährigen Bildungsgänge schließen z. T. den
Erwerb des Hauptschul- oder eines gleichwertigen Ab-
schlusses ein, meist öffnen sie zumindest den Zugang zu
entsprechenden Prüfungen. Allgemein bildende Abschlüs-
se, zumindest auf dem Niveau des Hauptschulabschlus-
ses, sind nicht nur aus der Perspektive von Ausbildungs-
betrieben die Mindestvoraussetzung für die Aufnahme
einer dualen Ausbildung. Der Hauptschulabschluss ist
auch Eingangsvoraussetzung, wenn in beruflichen Schulen
ein Bildungsgang zum Erwerb eines mittleren Schulab-
schlusses besucht werden soll, der wiederum Zugangs-
voraussetzung für die meisten vollzeitschulischen Aus-
bildungsgänge an beruflichen Schulen ist (vgl. Kapitel 7).

In fast allen Ländern ist die Möglichkeit der Teilnahme
an den berufsvorbereitenden Bildungsgängen an die Be-
rufsschulpflicht gebunden, die nahezu überall mit dem
Schuljahr oder Schulhalbjahr endet, in dem die Jugend-
lichen volljährig werden. Unter eng definierten Vorausset-
zungen sind Verlängerungen des Besuchs solcher berufs-
vorbereitenden Bildungsgänge möglich: So können in

6 Berufsvorbereitende Bildungsgänge an beruflichen Schulen

Schleswig-Holstein bereits volljährige, also nicht mehr
berufsschulpflichtige junge Erwachsene, „im Rahmen der
verfügbaren Plätze“ in die Bildungsgänge aufgenommen
werden. In Bayern ist das zweijährige Beschulungsmodell
offen für Flüchtlinge und Asylbewerber zwischen dem 16.
und dem 21. Lebensjahr. In von der Schule zu begründen-
den Ausnahmefällen können junge Erwachsene bis zum
25. Lebensjahr beschult werden. Nordrhein-Westfalen bie-
tet (mit einer geringen Platzzahl) für die Altersgruppe der
18- bis 25-Jährigen einen berufsvorbereitenden Bildungs-
gang in Teilzeitform an. Die Teilnehmenden verbringen
wöchentlich zwei Tage im Berufskolleg und drei Tage in
einer Maßnahme der Arbeitsagentur. Sieht man ab von
solchen Ausnahmeregelungen, so sind die berufsvorbe-
reitenden Bildungsgänge an den beruflichen Schulen
explizit nicht gedacht für die große Gruppe der jungen
Erwachsenen unter den Flüchtlingen (z. B. die 18- bis 25-
Jährigen). Die Erhöhung der Altersgrenzen wird zwar im-
mer wieder gefordert (Robert Bosch Expertenkommission
zur Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik 2015b). Eine
Tendenz in den Ländern, diese Forderung umzusetzen,
zeichnet sich bisher nicht ab.

Nur unvollständige Informationen gibt es zum Ausbau-
stand der Bildungsgänge und zu Schülerzahlen. Damit
kann zu diesem Zeitpunkt die Frage nicht beantwortet
werden, ob in der Vergangenheit den anspruchsberechtig-
ten (in der Regel berufsschulpflichtigen) Jugendlichen
eine Teilnahme an diesen Bildungsgängen möglich oder
aus Kapazitätsgründen unmöglich war.



26

Qualifizierung in
anerkannten
Ausbildungsgängen
an beruflichen Schulen

7



27

Voll qualifizierende Bildungsgänge an beruflichen Schu-
len führen zu Ausbildungsabschlüssen nach landesrecht-
lichen Regelungen. Voraussetzung für die Teilnahme ist in
der Regel ein mittlerer Bildungsabschluss. Nur für wenige
berufsschulische Ausbildungsgänge ist lediglich ein
Hauptschulabschluss erforderlich (Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2013, S. 195–196).
Insofern ist für junge Flüchtlinge in der Regel entweder
die Anerkennung der Gleichwertigkeit ihres ausländischen
Schulabschlusses mit dem mittleren Schulabschluss oder
der Erwerb eines mittleren Schulabschlusses in Deutsch-
land Voraussetzung für den Zugang zu diesen Bildungs-
gängen. Wenn die Annahme zutrifft, dass ein Teil der
jugendlichen Flüchtlinge mit guten allgemein bildenden
Abschlüssen nach Deutschland kommt, dann müssten
schulische Ausbildungsgänge zumindest einem Teil von
ihnen gute Qualifizierungsmöglichkeiten bieten können.
Überprüfbar ist diese Annahme bisher nicht: Weder über
die Anerkennungsverfahren für ausländische Schulab-
schlüsse noch über die Ausbildung von Flüchtlingen in
schulischen Ausbildungsgängen sind statistische oder
Forschungsinformationen bekannt. Generell fehlt For-
schung zur Frage, ob bzw. in welcher Weise schulische
Ausbildungsgänge zur beruflichen Integration von Jugend-
lichen mit zusätzlichem Förderbedarf beitragen (Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
2013, S. 196).

7 Qualifizierung in anerkannten Ausbildungsgängen an beruflichen Schulen
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Das duale System, d. h. die Ausbildung für einen aner-
kannten Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungsge-
setz (in der Regel: betriebliche Ausbildung mit begleiten-
dem Berufsschulunterricht) ist das quantitativ bedeut-
samste Teilsystem der beruflichen Bildung in Deutsch-
land (Bundesinstitut für Berufsbildung 2015, S. 122–227).
Wenn in der aktuellen flüchtlingspolitischen Debatte vom
Fachkräftemangel die Rede ist, der durch die Ausbildung
von Flüchtlingen vermindert werden kann, dann ist als
Weg dahin in der Regel die duale (oder betriebliche)
Berufsausbildung gemeint.

In welchem Umfang junge Flüchtlinge in der Vergangen-
heit im dualen System ausgebildet wurden, kann nicht
geklärt werden, da die Berufsbildungsstatistik weder einen
Flüchtlingsstatus ausweist noch den Zeitpunkt, zu dem
Bewerber/innen um Ausbildungsplätze oder Auszubil-
dende nach Deutschland gekommen sind. Erste Zahlen
zu einer Teilgruppe von Flüchtlingen in der betrieblichen
Ausbildung liefert eine Statistik der Bundesagentur für
Arbeit. Sie hatte bis Mitte 2013 in Abstimmung mit den
Ausländerbehörden zu prüfen, ob geplante betriebliche
Ausbildungen von Geduldeten rechtlichen Mindestanfor-
derungen entsprachen. Aus diesem Prüfgang und für den
Zeitraum von 1/2009 bis 6/2013 stammen die einzigen
bundesweiten Zahlen zur beruflichen Ausbildung von
Flüchtlingen, und zwar in diesem konkreten Fall von

Duale Berufsausbildung8

Geduldeten: Über einen Zeitraum von insgesamt vierein-
halb Jahren wurden nur 615 Anträge gestellt, von denen
90 Prozent genehmigt wurden (Schreyer/ Bauer/Kohn
2015, S. 4 und Abb. 1 auf S. 5).

Die Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbildung ist
Asylbewerberinnen und -bewerbern mit einer Aufent-
haltsgestattung nach einer Wartefrist von drei Monaten
möglich. Erforderlich ist allerdings eine Erlaubnis der
Ausländerbehörde. Eine Zustimmung der Arbeitsagentur
ist nicht erforderlich. Für Geduldete gibt es keine zusätz-
liche Wartefrist mehr, wenn sie eine Berufsausbildung
aufnehmen wollen, aber auch sie benötigen eine Erlaub-
nis der Ausländerbehörde (Sachverständigenrat Deutscher
Stiftungen 2015, S. 5).

Nach der aktuellen Rechtslage „… können die Ausländer-
behörden jungen Ausländern, die vor Vollendung des 21.
Lebensjahres eine Berufsausbildung aufnehmen möchten
oder bereits während des Asylverfahrens aufgenommen
haben, einen weiteren Aufenthalt bis zum Ende der Aus-
bildung ermöglichen. Dazu kann eine Duldung von ei-
nem Jahr erteilt bzw. soll eine bereits erteilte Duldung
jeweils um ein weiteres Jahr verlängert werden, wenn die
Ausbildung noch fortdauert und mit einem Abschluss zu
rechnen ist. … Nach erfolgreichem Abschluss der Berufs-
ausbildung kann Geduldeten eine Aufenthaltserlaubnis
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mit der Perspektive auf einen Daueraufenthalt, der eine
dauerhafte Beschäftigung ermöglicht, erteilt werden, wenn
er in dem erlernten Beruf weiter beschäftigt wird“ (Bun-
desministerium des Inneren / Zentralverband des Deut-
schen Handwerks 2015, S. 3). Um die Rechtssicherheit
für Auszubildende und Ausbildungsbetriebe zu erhöhen,
soll zukünftig nach den am 13.04.2016 im Koalitions-
ausschuss beschlossenen „Eckpunkten Integrationsgesetz“
während „der gesetzlichen oder tariflichen Ausbildungs-
zeit … der Auszubildende eine Duldung für die Gesamt-
dauer der Ausbildung (erhalten). Bei Abbruch des Aus-
bildungs- oder Arbeitsverhältnisses erlischt der Titel auto-
matisch. … Es gibt keine Altersgrenze vor Beginn der
Ausbildung. Nach erfolgreichem Abschluss der Berufs-
ausbildung erhält der Geduldete eine weitere Duldung
für bis zu sechs Monate … Für eine anschließende Be-
schäftigung wird ein Aufenthaltsrecht der Beschäftigung
entsprechend von zwei Jahren erteilt“ (Koalitionsaus-
schuss 2016, S. 4).

Allerdings: Bei der Duldung handelt es sich rechtlich nur
um eine Aussetzung der Abschiebung. „Da die Behörde
bei der Verlängerung der Duldung einen Ermessensspiel-
raum hat, ist weiterhin nicht sicher, dass der Betrieb den
Azubi für den kompletten Ausbildungszeitraum behalten
kann …“ (Sachverständigenrat Deutscher Stiftungen 2015,
S. 5). Für Personen aus „sicheren Herkunftsstaaten“, die
nach dem 30. August 2015 ihren Asylantrag gestellt ha-
ben, gilt ein generelles Beschäftigungsverbot. Das heißt:
Die Ausländerbehörde kann die Aufnahme einer betrieb-
lichen Berufsausbildung nicht genehmigen.

Wenn auch statistische Daten (oder Daten aus repräsen-
tativen Untersuchungen) fehlen, so gibt es zum dualen
System – anders als für das System berufsschulischer
Ausbildungsgänge – eine Reihe von empirischen Unter-
suchungen, meist qualitative Studien oder standardisierte
Befragungen mit einer kleinen Zahl von Befragten, aus
denen in diesem Kapitel Ergebnisse berichtet werden
können.

2014 wurden die Ergebnisse einer Befragung von zehn
Ausbilderinnen und Ausbildern von acht Hamburger
Ausbildungsbetrieben zu ihren Erfahrungen mit der dua-
len Ausbildung von jungen Flüchtlingen veröffentlicht:
Die Auszubildenden hatten vor Beginn der Ausbildung
nur wenige Jahre in Deutschland verbracht. Als generelles
Problem wurde benannt, dass die Auszubildenden vor
Beginn der Ausbildung nicht genug Zeit hatten, sich die
deutsche Sprache anzueignen. Dabei genügten die Sprach-
kenntnisse zwar zumeist den betrieblichen Kommunika-
tionsanforderungen, nicht aber den Anforderungen in der
Berufsschule. Probleme in der Berufsschule gab es auch
hinsichtlich der Mathematikkenntnisse der jungen Leute.
Die Berufsschule wird denn auch als die größte Hürde
für das Gelingen der Ausbildung genannt (Meyer 2014,
S. 97). Die Ausbilder/innen charakterisieren die jungen
Flüchtlinge als „… motiviert, engagiert und sozial kom-
petent; teilweise erbringen sie überdurchschnittliche

8 Duale Berufsausbildung

Aufenthaltserlaubnis für
„gut integrierte“ Jugend-
liche und Heranwachsende

Seit dem 1. August 2015 kann einer/m „gut integrierten
Jugendlichen und Heranwachsenden“ eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden, wenn sie/er die folgenden Voraus-
setzungen erfüllt:

„1. sie/er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt,
geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im
Bundesgebiet aufhält,

2. sie/er im Bundesgebiet in der Regel seit vier Jahren
erfolgreich eine Schule besucht oder einen anerkann-
ten Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor
Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt wird,

4. es gewährleistet erscheint, dass sie/er sich auf Grund
ihrer/seiner bisherigen Ausbildung und Lebensverhält-
nisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik
Deutschland einfügen kann und

5. keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
der Ausländer sich nicht zur freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland
bekennt“ (§ 25a Abs. 1 AufenthG).

Mit der Verkürzung der Frist von sechs auf vier Jahre
wird auch Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltstitel
(Aufenthaltsgestattung, Duldung) in Aussicht gestellt, in
absehbarer Zeit durch eigene Integrationsleistungen –
insbesondere durch Bildung und Ausbildung – einen
sicheren Aufenthaltstitel zu erreichen. Zwiespältige Effek-
te kann dieses positive Angebot allerdings dann haben,
wenn beispielsweise der Zugang zu einer betrieblichen
Ausbildung versperrt ist, weil die dafür erforderliche
Arbeitserlaubnis durch die zuständige Ausländerbehörde
nicht gewährt wird.
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handwerkliche Leistungen“. Es gibt ein großes Interesse,
die Jugendlichen nach Abschluss der Ausbildung weiter
im Betrieb zu halten (Meyer 2014, S. 98).

In einer explorativ angelegten Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) werden die Be-
dingungen für eine betriebliche Ausbildung von gedulde-
ten Flüchtlingen untersucht. Bei Ausländerbehörden und
Arbeitsagenturen wurden in Interviews Informationen zu
den durch diese Institutionen für eine solche Ausbildung
gesetzten Rahmenbedingungen erhoben.

Zum 01.01.2009 wurde nach einer Wartefrist von einem
Jahr auf die Vorrangprüfung verzichtet, nach der Gedulde-
te eine betriebliche Ausbildung nur aufnehmen konnten,
wenn die Arbeitsagentur feststellte, dass es für den Aus-
bildungsplatz keine Bewerber/innen mit Vorrang (deut-
sche Staatsbürger, EU-Inländer) gab. Zum 01.07.2013
wurde auch die Wartefrist abgeschafft. Gleichwohl ermit-
telte die Untersuchung weitere gravierende Hindernisse
für die betriebliche Ausbildung Geduldeter. Nach Wegfall
der Vorrangprüfung liegt die Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit einer betrieblichen Ausbildung ausschließlich bei
den Ausländerbehörden, bei denen für die Ausbildung
eine Beschäftigungserlaubnis beantragt werden muss.
Eine Beschäftigungserlaubnis wird Geduldeten dann nicht
erteilt, „wenn sie das Hindernis, das sie vor Abschiebung
schützt, selbst verursachen. Ein solches Hindernis sieht
der Gesetzgeber insbesondere darin, dass junge Gedulde-
te falsche oder ungenügende Angaben zu ihrer Identität
oder Staatsangehörigkeit machen und bei der Beschaffung
von Identitätspapieren nicht ausreichen mitwirken“
(Schreyer/Bauer/Kohn 2015, S. 4). Der Hintergrund ist
ein Dilemma der Geduldeten: Wenn sie den Ausländer-
behörden Informationen bzw. Dokumente liefern, erhö-
hen sie das Risiko ihrer Abschiebung. Tun sie es nicht,
schaffen sie Gründe für die Verweigerung der Beschäfti-
gungserlaubnis. Der Duldungsausweis enthält dann den
Vermerk „Erwerbstätigkeit nicht gestattet“ (ebd.).

Nach Ergebnissen der Studie gehen die Ausländerämter
mit diesem Dilemma der jungen Geduldeten sehr unter-
schiedlich um, besonders was die Anforderungen an
deren „Mitwirkungshandlungen“ betrifft. Das bedeutet,
„… dass Geduldete regional ungleiche Chancen auf eine
Beschäftigungserlaubnis haben … Manche Ausländer-
behörden sehen die Mitwirkung für eine Beschäftigungs-
erlaubnis als ausreichend an, wenn Geduldete mit unge-
klärter Identität kooperativ in den Prozess eintreten. …
Andere würden eine Beschäftigungserlaubnis erst erteilen,
nachdem die Geduldeten ein Personaldokument vorgelegt
haben. Damit steigt aber gleichzeitig ihr Risiko, abge-
schoben zu werden“ (ebd.). Unterschiede gab es zwischen
den untersuchten Ausländerämtern auch bei der Erlaubnis
von regionaler Mobilität und der Zeiträume, für die die
Duldung genehmigt bzw. verlängert wurde. Die Mobilität
wurde von manchen Ämtern auf einen Landkreis be-
schränkt, andere Ämter erlaubten die Aufnahme der Aus-

bildung im gesamten Bundesgebiet. Der kürzeste beob-
achte Duldungszeitraum betrug ein Monat, der längste
ein Jahr (ebd., S. 5).

Die dritte hier vorgestellte Untersuchung sollte klären,
„… vor welchen Hürden Jugendliche und junge Menschen
in unsicheren Aufenthaltsverhältnissen während ihres
Bildungs- und Ausbildungsweges stehen und welche De-
terminanten diese Hürden bestimmen“ (Müller/Nägele/
Petermann 2014, S. 10). Insgesamt 40 Jugendliche und
junge Erwachsene wurden in themenzentrierten narrativen
Interviews befragt. Von ihnen hatten zum Zeitpunkt des
Interviews 26 den Aufenthaltsstatus einer Gestattung oder
Duldung (ebd., S. 12–17).

Für Jugendliche mit unsicherem Aufenthaltsstatus sind
die Fragen der Aufenthalts und des Gelingens von Aus-
bildung in doppelter Weise verwoben. Einerseits erschwert
der unsichere Status das Absolvieren einer Ausbildung.
Andererseits verschlechtern sich die Bleibechancen, wenn
keine Ausbildung absolviert wird oder die Ausbildung
nicht erfolgreich abgeschlossen ist (vgl. dazu den Info-
kasten „Aufenthaltserlaubnis für „gut integrierte“ Jugend-
liche und Heranwachsende“, S. 29). „In den individuellen
Bildungsbiographien entstehen … lange Lücken und
Umwege, persönliche Bildungsziele können nicht verfolgt
oder gar nicht erst entwickelt werden und viele sind
schließlich auf Transferleistungen oder als Ungelernte auf
den Niedriglohnsektor verwiesen“ (ebd., S. 101–102).
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Angebote der
Ausbildungsförderung der
Bundesagentur für Arbeit

9

Mit ihren Angeboten der Ausbildungsförderung verfügt
die Bundesagentur für Arbeit über eine breite Palette von
Fördermöglichkeiten für Jugendliche, die für den Zugang
zu bzw. den Abschluss einer anerkannten Berufsausbil-
dung einer zusätzlichen Unterstützung bedürfen. Es sind:

Förderangebote, die auf eine Berufsausbildung vorbe-
reiten: Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (BvB)
und Einstiegsqualifizierung (EQ),
Förderangebote, in denen die Berufsausbildung teil-
weise oder vollständig außerbetrieblich organisiert ist:
Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen
(BaE),
Förderangebote, die eine betriebliche Berufsausbildung
begleiten und unterstützen: Assistierte Ausbildung und
ausbildungsbegleitende Hilfen (abH).

Jugendliche mit Migrationshintergrund werden explizit
als Zielgruppe dieser Angebote genannt. Der Zugang jun-
ger Flüchtlinge zu diesen Förderangeboten ist allerdings
abhängig von Aufenthaltstiteln und Annahmen zur
Bleibeperspektive:

Personen mit Aufenthaltserlaubnis haben uneinge-
schränkten Zugang zu allen Angeboten der Ausbil-
dungsförderung.

Personen mit Aufenthaltsgestattung (also während der
Dauer des Asylverfahrens) und Duldung (wenn nach der
Ablehnung des Asylantrags Hindernisse einer Abschie-
bung entgegenstehen) haben grundsätzlich Zugang zur
Einstiegsqualifizierung (EQ). Die übrigen Maßnahmen
der Ausbildungsförderung waren Personen mit Aufent-
haltsgestattung oder Duldung bis zum 01.01.2016 nur
zugänglich, wenn sie sich vor Beginn der Berufsausbil-
dung insgesamt vier Jahre im Inland aufgehalten haben
und rechtmäßig erwerbstätig waren. Zum 01.01.2016
wurde die Wartezeit für die Inanspruchnahme einer
ausbildungsbegleitenden Hilfe (abH) für Geduldete
auf 15 Monate herabgesetzt.
Geduldeten, die sich zuvor nicht insgesamt vier Jahre
im Inland aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbs-
tätig waren, stehen berufsvorbereitende Bildungsmaß-
nahmen und die außerbetriebliche Ausbildung nicht
offen. „Beides sind kostenintensive Maßnahmen, die
eine gefestigte Bleibeperspektive voraussetzen“ (Deut-
scher Bundestag 2015, S. 3).
Keinen Zugang zu den Angeboten der Ausbildungsför-
derung der Bundesagentur haben Personen mit Beschäf-
tigungsverbot, also z. B. Menschen aus „sicheren Her-
kunftsstaaten“, die nach dem 30. August 2015 ihren
Asylantrag gestellt haben (ebd., S. 2).
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Die Vorgabe der „EU-Aufnahmerichtlinie“ vom Juni
2013, nach der minderjährigen Kindern von Antragsstel-
lern und minderjährigen Antragsstellern in ähnlicher
Weise wie den eigenen Staatsangehörigen Zugang zum
Bildungssystem zu verschaffen ist, greift – wie bereits für
die außerschulische Sprachförderung festgestellt – bei den
Angeboten der Ausbildungsförderung der Bundesagentur
für Arbeit nicht. Das ist der Tatsache geschuldet, dass in
Deutschland, neben den beruflichen Schulen mit ihren
berufsvorbereitenden Bildungsgängen, die Bundesagentur
für Arbeit mit der breiten Palette von Angeboten der Aus-
bildungsförderung der wichtigste Anbieter von Förder-
maßnahmen für „benachteiligte“ Jugendliche ist. Diese
Fördermaßnahmen werden nicht dem Bildungssystem,
sondern der Arbeitsmarktpolitik zugeordnet und aus Bei-
trägen der Arbeitslosenversicherung finanziert. Wären die-
se Angebote Teil des Bildungssystems, müssten sie min-
derjährigen Flüchtlingen unabhängig vom Aufenthalts-
status oder ihrer Bleibeperspektive uneingeschränkt zu-
gänglich sein. Die Nichtzuordnung zum Bildungssystem
hat zur Folge, dass für die berufliche Integration von
Flüchtlingsjugendlichen wichtige Förderangebote während
der Phase der Antragstellung noch nicht zugänglich sind,
im Falle einer Duldung erst nach einer längeren und an
zusätzliche Voraussetzungen geknüpften Wartezeit in An-
spruch genommen werden können und den Flüchtlingen
aus „sicheren Herkunftsstaaten“ generell verschlossen
bleiben.

Nach den am 13.04.2016 im Koalitionsausschuss der
Bundesregierung beschlossenen „Eckpunkten Integra-
tionsgesetz“ sollen zukünftig die Zugänge für Gestattete
und Geduldete zu Maßnahmen der Ausbildungsförde-
rung wie folgt erleichtert werden: Für „Gestattete mit
einer guten Bleibeperspektive“: nach drei Monaten aus-
bildungsbegleitende Hilfen, Assistierte Ausbildung und
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen. Für Gedulde-
te: Nach 12 Monaten ausbildungsbegleitende Hilfen
und Assistierte Ausbildung, wenn eine Zusage eines
Betriebes für einen Ausbildungsplatz oder eine Ein-
stiegsqualifizierung vorliegt und kein Beschäftigungs-
verbot besteht. Die Wartefrist vor dem Zugang zu
Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen soll sechs
Jahre betragen, wenn kein Beschäftigungsverbot besteht
(Koalitionsausschuss 2016, S. 1).

Eckpunkte
Integrationsgesetz
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Bei der Beschreibung der Rahmenbedingungen der
beruflichen Qualifizierung von jungen Flüchtlingen in
Deutschland wurden drei Typen von Problemen herausge-
arbeitet, die dringend einer Lösung bedürfen: Kapazitäts-
engpässe, Zugangsbeschränkungen und ein Mangel an
praktikablen Konzepten.

Die Zahl der in Deutschland ankommenden Flüchtlinge
hatte sich ab 2012 kontinuierlich erhöht. Im Jahr 2015 ist
sie noch einmal stark angestiegen. So war einerseits ein
erhöhter Handlungsbedarf bereits seit einigen Jahren ab-
sehbar. Andererseits war der Anstieg der Zahl auf über
eine Million im Jahr 2015 von niemandem erwartet wor-
den. Insofern gibt es bei allen Angeboten zur beruflichen
Qualifizierung junger Flüchtlinge Kapazitätsengpässe.

Kapazitätsengpässe bei der Sprachförderung gibt es schon
deshalb, weil der Einsatz von Lehrkräften für Deutsch als
Zweit- oder Fremdsprache einen zeitlichen Vorlauf für
deren Ausbildung benötigt. Der schnelle Ausbau des
Systems der Integrationskurse und der Berufsbezogenen
Deutschkurse war nicht ohne großes finanzielles und or-
ganisatorisches Engagement des Bundes möglich. Ausge-
bremst wurde der Ausbau von möglichst frühzeitig anset-
zenden Förderangeboten auf Bundesebene allerdings auch
regelmäßig durch Überlegungen, wie zu verhindern ist,
dass sie von Personen mit geringer Bleibeperspektive in

Anspruch genommen werden. Ein aktuelles Beispiel sind
die im Oktober 2015 gestarteten Einstiegskurse der Bun-
desagentur für Arbeit. An den Einstiegskursen können nur
Flüchtlinge aus Syrien, Iran, Irak und Eritrea teilnehmen.
Und weil die Einstiegskurse als zeitlich befristetes Ein-
malprogramm eingerichtet wurden, wird die Chance nicht
genutzt, Kapazitäten für ein frühzeitig einsetzendes Ange-
bot der Sprachförderung aufzubauen, das den benötigten
Vorlauf für spätere, voraussetzungsreichere Kursangebote
bereitstellt.

Zum Ausbaustand des quantitativ wichtigsten Qualifizie-
rungsangebots für junge Flüchtlinge auf Länderebene, den
berufsvorbereitenden Bildungsgängen an beruflichen
Schulen, gibt es nur aus einzelnen Ländern statistische
Informationen. Die deuten auf eine schnell wachsende
Zahl von Klassen bzw. Schülerinnen und Schülern für
diese Bildungsgänge, wobei es bei der Ausbaugeschwin-
digkeit (wie auch beim Problembewusstsein und beim
Stand der Entwicklung pädagogischer Konzepte) Unter-
schiede zwischen den Ländern gibt. Wenn auch Zahlen
fehlen, so gibt es Hinweise, dass berufsschulpflichtige
Flüchtlinge wegen fehlender Kapazitäten in auf ihre
Bedürfnisse zugeschnittenen Bildungsgängen entweder
in Regelangeboten „mitlaufen“ oder aber von der Berufs-
schulpflicht befreit werden. Wenn es nicht gelingt,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen über berufsvor-
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bereitende Bildungsgänge generell Zugänge zu einer
regulären Ausbildung zu eröffnen, so wird nicht nur die
Chance verpasst, den Problemen des so oft beschworenen
drohenden Fachkräftemangels zu begegnen. Es wird auch
in Kauf genommen, dass eine große Zahl junger Men-
schen dauerhaft von einer den Lebensunterhalt sichernden
Erwerbsarbeit ausgeschlossen wird.

Internationale Normen, so z. B. die „EU-Aufnahmericht-
linie“ vom Juni 2013, bestimmen, dass minderjährige
Flüchtlinge in vergleichbarer Weise Zugang zum Bil-
dungssystem haben müssen wie Minderjährige deutscher
Staatsangehörigkeit. Diese Bestimmungen werden in
Deutschland für viele Bildungsgänge und Förderangebote
dadurch ausgehebelt, dass diese nicht dem Bildungs-
system zugerechnet werden. Das trifft für die außerschu-
lisch organisierte Sprachförderung ebenso zu wie für die
Ausbildungsförderung der Bundesagentur für Arbeit für
Jugendliche, die bei der beruflichen Qualifizierung einer
besonderen Unterstützung bedürfen. Und es betrifft
schließlich auch den Kernbereich der beruflichen Qualifi-

zierung in Deutschland, die duale Berufsausbildung, von
der junge Leute mit Beschäftigungsverbot ausgeschlossen
sind. Zwar sind in den letzten Jahren viele Hürden beim
Zugang von Flüchtlingen mit unterschiedlichem Aufent-
haltsstatus zur beruflichen Qualifizierung abgeschwächt
oder ganz beseitigt worden. Gleichzeitig wurde eine neue,
unüberwindbare Hürde für Flüchtlinge aus „sicheren
Herkunftsstaaten“ errichtet: Sie haben weder Zugang zu
Angeboten der Sprachförderung noch zur Ausbildungsför-
derung oder zur dualen Berufsausbildung.

Altersbezogene Zugangsbeschränkungen bei berufsschu-
lischen Bildungsgängen leiten sich in fast allen Bundes-
ländern (in einigen Ländern gibt es Ausnahmeregelungen)
aus der Dauer der Berufsschulpflicht ab, die meist mit
Vollendung des 18. Lebensjahres und dem Beginn der
Volljährigkeit endet. Draußen vor bleibt die große Gruppe
der jungen Erwachsenen unter den jungen Flüchtlingen.
Sie kommen in einer Altersphase nach Deutschland, die
für viele biographisch zu spät liegt, um im allgemein bil-
denden Schulsystem Sprachkenntnisse und die Abschlüs-
se zu erwerben, die wiederum eine Voraussetzung für den
Zugang zu einer regulären Berufsausbildung darstellen.
Die Aufnahmegesellschaft richtet an sie die Erwartung,
dass sie sich qualifizieren und durch Erwerbsarbeit ihren
Lebensunterhalt sichern und zum Wohlstand des Landes
beitragen. Sie benötigen Bildungsgänge, die eine Brücke
hin zu einer regulären Berufsausbildung darstellen kön-
nen. Die generelle Öffnung von berufsvorbereitenden
Bildungsgängen mit dieser Zielrichtung zumindest für
die bis zu 25-Jährigen wäre dafür einen praktikabler Weg.

Zugangsvoraussetzung zu beruflicher Qualifizierung sind
allgemein bildende Schulabschlüsse. Die laufenden Erhe-
bungen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
liefern regelmäßig Hinweise dafür, dass viele Flüchtlinge
mit allgemein bildenden Schulabschlüssen nach Deutsch-
land kommen, mit denen sie im Prinzip die Aufnahme-
bedingungen für viele Ausbildungsgänge erfüllen. Voraus-
setzung ist allerdings, dass ihr Abschluss von der Zeug-
nisanerkennungsstelle eines Bundeslandes als gleichwer-
tig anerkannt wird. Formalisierte Anerkennungsverfahren
gibt es sowohl für bundesrechtlich wir für landesrechtlich
geregelte Berufe. Allerdings ist die Transparenz, die zu
den Anerkennungsverfahren zunehmend hergestellt wird,
im Ergebnis beunruhigend: Offenbar stellt nur ein Bruch-
teil der Personen, die eigentlich von einer Anerkennung
ihrer im Ausland absolvierten Berufsausbildung profitie-
ren müssten, einen entsprechenden Antrag.

Es gibt einerseits einen breiten Konsens, dass die Aner-
kennung von mitgebrachten Schul- und Berufsabschlüssen
eine zentrale Basis für auf diese aufbauende Strategien
der beruflichen Integration darstellen muss. Andererseits
gibt es Zweifel hinsichtlich der Praktikabilität der Aner-
kennungsverfahren. Wir finden deutliche Hinweise, dass
die Verfahrenshürden so hoch sind, dass Anträge auf An-
erkennung von Abschlüssen auch dann nicht gestellt wer-
den, wenn eigentlich die Antragstellenden von einem sol-
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chen Verfahren profitieren müssten. Im Ergebnis können
zu oft weder die Flüchtlinge das Potenzial ihrer mitge-
brachten Bildung und Ausbildung nutzen, noch können
die Aufnahmegesellschaft und ihre Bildungssysteme von
diesen Potenzialen profitieren.

In einem Überblick über die Behandlung des Flüchtlings-
themas in der Migrations- und Bildungsforschung kom-
men Behrensen und Westphal zu einem skeptischen
Schluss, was die pädagogischen Handlungsmöglichkeiten
betrifft: Pädagogisch Handelnde müssten in „Widersprü-
chen agieren … zwischen der faktischen Perspektivlosig-
keit im Alltag der jungen Flüchtlinge und dem pädago-
gischen Ziel, Zukunfts- und Entfaltungsmöglichkeiten zu
entwickeln“ (Behrensen/Westphal 2009, S. 47).

Dass die Bildungs- und Ausbildungssituation vieler jun-
ger Flüchtlinge von „beständiger Unsicherheit“ geprägt
wird, haben andere Studien bestätigt. Gleichzeitig gibt es

einen beachtlichen Fundus von pädagogischen Konzepten
und Erfahrungen, der sich nutzen lässt und auf den man
aufbauen kann. Diese Konzepte stammen aus der Bera-
tungs- und Unterstützungsarbeit der Jugendsozialarbeit,
aus der Qualifizierung und Begleitung von jugendlichen
„Seiteneinsteigern“ in Angeboten der Ausbildungsförde-
rung, aus der außerschulischen Sprachförderung, aus be-
rufsvorbereitenden Bildungsgängen an beruflichen Schu-
len und aus der dualen Ausbildung. Ein prominentes Bei-
spiel ist die Verknüpfung von Sprachförderung und beruf-
licher Vorbereitung bzw. Ausbildung, die in unterschied-
lichen institutionellen Kontexten entwickelt, erprobt und
praktiziert wird. Die für die Erarbeitung dieses Papiers
durchgeführten Recherchen haben Hinweise auf eine gro-
ße Zahl von Institutionen und Initiativen ergeben, die
sich zur Aufgabe gemacht haben, Informationen über
Förderkonzepte zu sammeln, aufzubereiten und für Poli-
tik und Praxis zugänglich zu machen. Das Rad muss also
nicht überall und immer wieder neu erfunden werden.
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